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 Schutz durch klare Regeln – sichere soziale Medien jetzt  

Antrag  
der Fraktion der SPD  
Drucksache 18/18065  

In Verbindung mit:  

 Kinder- und Jugendschutz im digitalen Raum – Soziale Medien sicher und 
altersgerecht gestalten  

Antrag  
der Fraktion der CDU und  
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN  
Drucksache 18/18100  

– Anhörung von Sachverständigen (siehe Anlage) 

Stellv. Vorsitzende Eileen Woestmann (GRÜNE): Ich begrüße Sie herzlich zur 65. 
Sitzung des Ausschusses für Kultur und Medien sowie zur 73. Sitzung des Ausschusses 
für Familie, Kinder und Jugend. Mein Name ist Eileen Woestmann. Ich bin die stellver-
tretende Vorsitzende im Ausschuss für Familie, Kinder und Jugend. Die Vorsitzenden 
der beiden Ausschüsse haben sich darauf verständigt, dass ich diese Anhörung leite.  

Ich begrüße Sie alle herzlich, also die Mitglieder beider Ausschüsse, die Sachverstän-
digen der Anhörung, sowohl diejenigen, die vor Ort präsent sind, als auch diejenigen, 
die per Video zugeschaltet sind – vielen Dank, dass Sie sich heute die Zeit für uns 
nehmen –, die Vertreterinnen und Vertreter der Landesregierung und der Medien sowie 
alle, die per Livestream oder hier vor Ort zuhören.  

Liebe Sachverständige, mit Ihrer Teilnahme haben Sie sich mit der Aufzeichnung ein-
verstanden erklärt und keinen Widerspruch dagegen erhoben. Wir haben für diese An-
hörung einen Zeitraum von zweieinhalb Stunden, also bis 18:00 Uhr, vorgesehen. Ich 
habe vorhin mit meinen Kollegen, soweit sie anwesend waren, besprochen, dass es 
ein Interesse daran gibt, schon gegen 17:30 Uhr fertig zu sein, weil es sehr warm ist.  

In den Ausschüssen gelten für Anhörungen jeweils unterschiedliche Regeln. Im AFKJ 
darf jede Fraktion zweimal zwei Fragen an die Sachverständigen stellen. Dann stehen 
drei bis fünf Minuten zur Beantwortung zur Verfügung, um dem Ganzen einen Rahmen 
zu geben. Ich würde gerne eine Rückmeldung der Ausschussmitglieder, vor allem der-
jenigen des Ausschusses für Kultur und Medien, zu diesem Vorschlag erhalten. Ant-
worten Sie gerne mit einem Nicken oder einem Kopfschütteln. – Ist das okay?  

Rodion Bakum (SPD): Wir waren auf drei Fragen pro Runde eingestellt. 

Stellv. Vorsitzende Eileen Woestmann (GRÜNE): Dann lassen wir drei Fragen pro 
Runde zu. Sollen es sechs Minuten oder fünf Minuten pro Antwort sein? 
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Rodion Bakum (SPD): Wir können auch kürzer! 

Stellv. Vorsitzende Eileen Woestmann (GRÜNE): Wir bleiben dann bei fünf Minuten, 
aber es dürfen drei Fragen pro Runde gestellt werden. Ist das in Ordnung? – Ich sehe 
Nicken bei der CDU, der FDP, den Grünen und der AfD.  

Die Sachverständigen dürfen, wie ihnen im Einladungsschreiben mi6tgeteilt wurde, 
ihre Position bzw. eine kurze Zusammenfassung der wesentlichen Gesichtspunkte ih-
rer Stellungnahme in einem zweiminütigen Statement vortragen, bevor wir mit den 
Fragen starten. Dazu erteile ich den Sachverständigen nun das Wort.  

Prof.’in Dr. Gabriele Flößer (Der Kinderschutzbund Landesverband NRW): Wir 
als Kinderschutzbund haben uns lange Zeit mit Stellungnahmen zu dem Thema zu-
rückgehalten, weil es in der Diskussion eine Polarisierung zwischen den Polen 
„Schutz“ und „Teilhabe“ gab. Letztendlich haben wir uns doch dazu entschlossen, den 
Kinderrechten die Priorität einzuräumen. Für uns ist ein Dreiklang aus Schutz, Förde-
rung und Teilhabe die entscheidende Antwort auf die Frage nach Social-Media-Verbo-
ten und Mindestaltersgrenzen. 

In unserer Stellungnahme sprechen wir uns gegen Mindestaltersgrenzen und für eine 
Stärkung der Medienkompetenzförderung aus. Ich fasse das mit Blick auf die weiteren 
Stellungnahmen zusammen, weil wir alle uns ansonsten wiederholen.  

Der Unterschied ist wohl, dass wir einen extrem starken Akzent auf die Elternbildung 
legen. Es reicht nämlich unseres Erachtens nicht, nur den Kindern Medienkompetenz 
zu vermitteln, sondern wir brauchen kompetente Eltern, die mit ihren Kindern bei dem 
Thema im Gespräch bleiben können. Die Bundesschüler*innenkonferenz hat etwas 
provokant gefragt: Medienkompetenz für unter 16-Jährige in jedem Fall, aber warum 
eigentlich nicht auch für über 40-Jährige? – Das halte ich für eine gelungene Aussage, 
die darauf hinweist, dass vieles notwendig ist.  

In diesem Zusammenhang haben wir die in den Anträgen getroffenen Aussagen be-
wertet, in einer Synopse zusammengestellt und in unserer Stellungnahme die Schwer-
punkte in den einzelnen Anträgen und das, was ansonsten noch auf dem Tisch liegt, 
verglichen. Das geschah, bevor der Deutsche Ethikrat und die vom Bund eingerichtete 
Kommission ihre Position deutlich machten.  

Bei dem ausführlichen Papier der Bildungskommission bin ich noch etwas vorsichtig, 
weil ich bisher nur quergelesen habe, meiner Ansicht nach geht diese jedoch ebenfalls 
in Richtung der Medienkompetenzförderung. Für uns gehört dort, wie gesagt, auch 
noch die Elternkompetenzförderung hinein.  

Ralf Steigels (Landesjugendring NRW): Für sehr wichtig halte ich die Forderung in 
unserer Stellungnahme, dass Kinder und Jugendliche auch in digitalen Räumen teil-
haben dürfen müssen, und zwar in einer Form, in der sie geschützt sind. Das kann 
man am besten erreichen, indem man Kinder und Jugendliche daran beteiligt, wie 
diese Räume für sie gestaltet sein sollten.  
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Ich packe ein kleines Beispiel aus: Denken wir an den abgesenkten Bordstein. Diesen 
haben wir eingeführt, damit Menschen mit dem Rollstuhl über die Straße kommen. 
Heute profitieren davon auch Menschen mit Fahrrädern, mit Kinderwagen, der Paket-
bote mit der Sackkarre und möglicherweise unsere Großeltern mit ihren Rollatoren.  

Es hilft niemandem, wenn ihm nachts um drei Uhr auf seinem Handy ein Enthaup-
tungsvideo eingespielt wird. Wenn wir die Social-Media-Nutzung für 14-Jährige sicher 
machen, die Räume also so gestalten, dass sie sich darin gut zurechtfinden und diese 
Räume für sie sicher, angenehm und gesund sind, dann sind sie das auch für 80-
Jährige, für 45-Jährige, also für uns alle. Wenn wir das, was süchtig macht und ver-
stört, aus den Social-Media-Kanälen verbannen, dann gewinnen wir dabei alle.  

Matthias Felling (Arbeitsgemeinschaft Kinder und Jugendschutz Landesstelle 
NRW): Ich komme von der AJS NRW. Vielen Dank für die Einladung. Die erste Über-
schrift in unserer Stellungnahme lautet: „Social Media ist nichts für Kinder!“ Wir wissen 
zwar, dass soziale Medien in der Lebenswelt von Heranwachsenden eine riesige Rolle 
spielen und inzwischen wohl auch das Leitmedium sind, über das sie sich informieren, 
jedoch gehören die Apps der jetzigen großen Social-Media-Anbieter – das sind Snap-
chat, TikTok und Instagram – auch zu den Top-Apps, die schon in der Grundschule 
genutzt werden. Das ist nicht altersangemessen.  

Deswegen haben auch wir uns trotz medienpädagogischer Leidenschaft zu der Aus-
sage durchgerungen, dass eine Altersgrenze Sinn ergibt. Es ist unserer Meinung nach 
sinnvoll, nicht von Verboten, sondern wirklich von einer Altersgrenze zu sprechen. Ein 
Verbot richtet den Blick auf die Jugendlichen, so als hätten diese etwas falsch ge-
macht. Das haben sie nicht. Die Anbieter haben etwas falsch gemacht.  

Die Trias „Schutz, Befähigung, Teilhabe“ ist uns sehr wichtig. Diese hat auch die Ex-
pertenkommission in ihrer Stellungnahme betont. Wir begrüßen sehr, dass diese Stel-
lungnahme sehr vielfältig ist. Auch wenn in der Tagesschau abends nur das Mindest-
alter 13 Jahre genannt wurde, müssen wir dafür sorgen, dass wir diese Debatte nicht 
nur an dieser einen Zahl festmachen. Ich kann gut mit ihr mitgehen, sie ist nach unten 
hin offen. Nach oben hin sind jugendschutzgerechtere Konten geplant.  

Wir müssen diese Debatte jedoch in die Gesellschaft hineinbringen. Da stimme ich 
Ihnen zu. Es ist auch für Erwachsene interessant bzw. wichtig, sich mit Medienkom-
petenz auseinanderzusetzen. Die Debatte sollte dahin führen, dass Eltern, Jugendli-
che und die gesamte Gesellschaft diese Zahl mittragen können. Wir benötigen eine 
Wertegemeinschaft, in der deutlich ist, dass das Social-Media-Angebot in der jetzigen 
Form für kleinere Kinder nicht zielführend ist bzw. nicht funktioniert.  

Viele – das zeigt das Beispiel aus Australien – machen das heimlich. Die Nutzung von 
VPN-Verbindungen schnellt in die Höhe. Wenn Kinder etwas heimlich tun, erzählen 
sie gar nichts mehr. Das kann in jedem Fall nur der falsche Weg sein. Deswegen brau-
chen wir eine größere Debatte.  
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Nadine Schön (Kommission "Kinder- und Jugendschutz in der digitalen Welt" 
[per Video zugeschaltet]): Ich konnte keine schriftliche Stellungnahme abgeben, weil 
unsere Expertenkommission ihre Handlungsempfehlungen erst gestern veröffentlicht 
und der Bundesbildungsministerin Prien übergeben hat. Letztere hatte uns im Sep-
tember des vergangenen Jahres den Auftrag gegeben, Handlungsempfehlungen für 
einen besseren Schutz von Kindern und Jugendlichen in der digitalen Welt zu erarbei-
ten. Mit genau diesen Themen beschäftigen sich auch Ihre sehr guten Anträge, mit 
denen ich sehr viele Überschneidungen sehe.  

Einzelne Punkte wurden schon angesprochen. Die Expertenkommission betont die 
Trias von Schutz, Teilhabe und Befähigung, die wir in einem Wechselverhältnis und in 
einem Gleichklang sehen.  

Unsere Handlungsempfehlungen haben wir aus zwei Perspektiven gegeben, nämlich 
zum einen aus der Perspektive der Kinder und Jugendlichen, die wir in ihrer Entwick-
lung vom Baby- bis ins Erwachsenenalter begleitet haben. Wir ordnen die Handlungs-
empfehlungen unterschiedlichen Lebensphasen zu, denn die Entwicklung und damit 
auch die Bedarfe an Kompetenzen, an Begleitung, an Hilfen und an Plattformregulie-
rung sind je nach Entwicklungsstand eines Kindes sehr unterschiedlich.  

Zum anderen haben wir die Ebene der Verantwortung aufgemacht. Wir sehen mehrere 
Akteure in der Verantwortung. Es gibt immer Hauptakteure und Nebenakteure. Letztere 
müssen dafür sorgen, dass der Hauptakteur seine Verantwortung auch wahrnehmen kann.  

Diese Verantwortlichen sind an erster Stelle das nahe Umfeld der Kinder und Jugend-
lichen, nämlich die Eltern und die Familie, an zweiter das gesamte Bildungssystem 
von der Kita bis in den weiterführenden Bereich, an dritter der Sozialraum inklusive 
Kinder- und Jugendhilfe sowie sozialer Arbeit und an vierter der Bereich „Gesundheit, 
Beratung und Therapie“.  

Als einen fünften Bereich haben wir Beschwerdestellen und Sicherheitsbehörden aus-
gemacht, wir hatten nämlich in unserer Kommission einen Kriminologen. Das war ein 
bisschen außergewöhnlich. Deshalb hatten wir einen starken Blick darauf, was Sicher-
heitsbehörden leisten können. Zuletzt gibt es noch die Plattformen, die Anbieter, die 
Industrie und letztendlich die Forschung – zu den einzelnen Themen dann gerne mehr 
im weiteren Verlauf. 

Stellv. Vorsitzende Eileen Woestmann (GRÜNE): Ich habe vorhin unterschlagen, dass 
Frau Schön Co-Vorsitzende der Kommission „Kinder- und Jugendschutz in der digitalen 
Welt“ ist. Das zu erwähnen, möchte ich gerne noch nachholen. 

Celia Sokolowsky (Landesverband der Volkshochschulen von NRW): Herzlichen 
Dank für die Einladung in diese Anhörung. Es wird Sie kaum überraschen, dass auch 
die Volkshochschulen in ihrer Stellungnahme den Akzent auf die Bildung und Befähi-
gung gelegt haben. Wir haben Sympathie für eine gesetzliche Regelung, die die Platt-
formbetreiber in die Pflicht nimmt, legen den Akzent aber auf die Bildung.  
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Ich möchte gern an Professorin Dr. Flößer anknüpfen, die zu Recht betont hat, dass es 
sicherlich richtig ist, Medienbildung für Kinder und Jugendliche in den Fokus zu nehmen, 
die Medienkompetenzförderung für Erwachsene jedoch mindestens genauso wichtig ist; 
denn das familiäre Umfeld ist der vielleicht wichtigste Ort, an dem Medienbildung stattfindet.  

Verhaltensweisen und Haltungen der Eltern, der Bezugspersonen von Jugendlichen 
und Kindern, prägen ihr Bild von und ihre Verhaltensweise in sozialen Medien sowie 
ihren Medienkonsum. Nicht selten stellt das Verhalten von Eltern oder Bezugsperso-
nen in den Medien eine Gefährdung des Kindeswohls dar, wenn etwa Bilder oder Vi-
deos von Kindern geteilt werden und eine unreflektierte Mediennutzung stattfindet.  

In NRW gibt es eine gute Bildungsinfrastruktur für Kinder und Jugendliche sowie Er-
wachsene. Viele Akteure in dem Feld sind gut miteinander vernetzt – auch viele von 
uns Sachverständigen kennen sich – und machen meines Erachtens hochwertige und 
sehr gute Medienangebote, die tatsächlich die gesamte Alterspalette bedarfsgerecht, 
zielorientiert und entlang der Interessen von Kindern und Erwachsenen erreichen.  

Allerdings sind wir der festen Überzeugung, dass es dem Land NRW guttäte, struktu-
rell breit angelegt zu denken, wenn es darum geht, die Medienkompetenz insgesamt, 
vielleicht auch mit dem Fokus auf Kinder und Jugendliche, in einer Offensive zu stär-
ken und so eine mögliche Gesetzgebung durch Bildung zu flankieren.  

Dr. Friederike von Gross (Gesellschaft für Medienpädagogik und Kommunikations-
kultur): Herzlichen Dank für die Einladung. Die GMK begrüßt ausdrücklich, dass Sie in 
den vorliegenden Anträgen den Schutz von Kindern und Jugendlichen im digitalen 
Raum stärken und die Verantwortung nicht allein bei Familien und jungen Menschen 
verorten. Als besonders positiv bewerten wir die vorgesehene Regulierung manipulativer 
Plattformdesigns, die Einschränkung suchtfördernder Mechanismen und die stärkere 
Durchsetzung bestehender Regelungen sowie die Förderung von Medienkompetenz.  

Kritisch sehen wir jedoch die vorgeschlagene Altersgrenze von 14 Jahren für soziale 
Medien. Die Risiken digitaler Plattformen entstehen nicht primär durch den Zugang 
von Kindern und Jugendlichen zu ihnen, sondern durch die Gestaltung der Plattformen 
selbst, durch manipulative Designs, algorithmische Verstärkung, problematische In-
halte, Datenschutzrisiken sowie Desinformation und digitale Gewalt. Diese Probleme 
betreffen alle Nutzer*innen und müssen an ihrer Ursache adressiert werden. 

Zugleich dürfen wir eines nicht vergessen: Digitale Teilhabe ist ein Kinderrecht. Soziale 
Medien sind für viele junge Menschen wichtige Orte sozialer Beziehung, der Information, 
kultureller Ausdrucksformen und gesellschaftlicher Beteiligung. Regulierungsmaßnahmen 
müssen deshalb stets die Balance zwischen Schutz, Befähigung und Teilhabe wahren.  

Die Empfehlungen der unabhängigen Expertenkommission „Kinder- und Jugendschutz 
in der digitalen Welt“ sowie die des Deutschen Ethikrats weisen in dieselbe Richtung. 
Diese warnen vor einfachen Verbotslösungen und plädieren für eine risikobasierte 
Regulierung digitaler Dienste. Auch die datenschutzrechtlichen und gesellschaftlichen 
Risiken umfassender Altersverifikationssysteme müssen unseres Erachtens sorgfältig 
berücksichtigt werden.  
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Aus medienpädagogischer Sicht braucht es deshalb vor allen Dingen eine konse-
quente Regulierung der Plattformen und altersgerechte Sicherheitsstandards. Kinder 
und Jugendliche sollten bei der Entwicklung digitalpolitischer Maßnahmen zudem aktiv 
beteiligt werden. Es bedarf – das wundert nicht; ich komme vom Verband für Medien-
pädagogik – einer umfassenden Förderung von Medienkompetenz entlang der gesam-
ten Bildungskette, wofür es eine verlässliche, strukturelle Verankerung und Finanzie-
rung von Medienbildung und Medienpädagogik in Schule, Jugendhilfe und Elternbil-
dung statt befristeter Projektförderung braucht.  

Es bedarf auch angemessener Arbeitsbedingungen und Bezahlung für medienpäda-
gogische Fachkräfte statt prekärer Arbeitsbedingungen sowie einer verbindlichen Ver-
ankerung der Medienbildung in der Aus-, Fort- und Weiterbildung von Lehrkräften und 
pädagogischen Fachkräften. Unser Ziel sollte eine digitale Umwelt sein, die Kinder und 
Jugendliche wirksam schützt und ihnen gleichzeitig eine selbstbestimmte, kompetente 
und sichere Teilhabe an der digitalen Gesellschaft ermöglicht.  

Martin Möller (Landeselternschaft der integrierten Schulen in NRW [per Video zu-
geschaltet]): Zum Ersten danke ich für die Einladung. Es freut uns sehr, dass wir hier 
Stellung beziehen dürfen. In unserer schriftlichen Stellungnahme haben wir vieles ge-
schrieben, was auch meine Vorrednerinnen und Vorredner schon gesagt haben. Für uns 
ist es sehr wichtig, dass Familien, Eltern, Schule mit dieser Entwicklung, die sehr viel 
Negatives in die Schule und den allgemeinen Alltag bringt, nicht alleingelassen werden.  

Es ist entscheidend, dass wir die Betreiber von Plattformen, vor allem diejenigen mit 
suchtfördernden Algorithmen und völlig ungezügeltem sowie weitgehend unreglemen-
tiertem Einwirken auf Kinder und Jugendliche bzw. vor allem auf jüngere Erwachsene, 
dazu verpflichten, Aufgaben zu übernehmen.  

Wesentlich wären wirklich altersgerechte Voreinstellungen. Es geht gar nicht um Ver-
bote im eigentlichen Sinne, sondern darum, die verschiedenen Möglichkeiten nach Al-
tersstufen zu beschränken und zum Beispiel suchtfördernde Funktionen auch für Er-
wachsene – das muss ich dazu sagen – in einem sinnvollen Rahmen zu begrenzen.  

Altersgerechte Voreinstellungen sind nur möglich, wenn es praktikable, sinnvolle und 
datenschutzrechtlich verantwortbare Altersverifikationsmethoden und -techniken gibt. 
Es ist wichtig, dass diese eingeführt und die Plattformbetreiber gezwungen werden, 
diese auch zu implementieren. Das sind für uns wesentliche Forderungen, auch damit 
Schutz und Teilhabe gewährleistet sind.  

Ein guter Teil des sozialen Lebens unserer Teenager – auch bei mir zuhause gibt es 
einen – findet im digitalen Kontext statt. Diese Teilhabe dürfen und können wir ihnen 
nicht einfach entziehen. Deshalb ist es uns wichtig, die Plattformen in die Pflicht zu 
nehmen, Schutzstandards und eine praktikable Altersverifikation zu implementieren. 
Medienbildung ist eine Pflichtaufgabe, nicht nur, aber auch in der Schule. Es müssen 
dort Angebote für Kinder und Jugendliche sowie für Eltern und Erwachsene insgesamt 
geschaffen werden. Da ist viel zu wenig Information vorhanden, wenn man nicht, wie 
ich, aus diesem Bereich kommt.  
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Wir halten es zudem für wichtig, die Schulsozialarbeit gerade für Kinder und Jugendli-
che zu stärken, um die digitalen Konflikte, die auch dann noch entstehen werden, wenn 
wir die Reglementierungen haben, auffangen zu können. Wir, also Eltern, Schüler, Po-
litik und Schule müssen gemeinsam an diese Thematiken herangehen und handeln.  

Dr. Tobias Schmid (Landesanstalt für Medien): Es ist schon vieles gesagt worden, 
und eines ist gut: Die Ausgangslage ist klar. Darüber herrscht wohl Konsens. Die Si-
tuation ist zutiefst unzufriedenstellend. Vielleicht ist es sinnvoll, sich in Erinnerung zu 
rufen, dass wir strukturell von drei unterschiedlichen Risikobereichen ausgehen müs-
sen: Wir haben zum einen das Thema „illegale, rechtswidrige Inhalte“, zum Zweiten 
Inhalte, die nicht per se rechtswidrig sind, Kinder aber trotzdem gefährden, also ent-
wicklungsbeeinträchtigend sein können, und zum Dritten die Suchtgefahr. 

Unstreitig ist auch die Erkenntnis, dass die Plattformen diese Probleme aus sich selbst 
heraus nicht lösen werden. Das haben Sie mehrfach versprochen und bis heute nicht 
getan. Sie werden es auch nicht tun, wenn Sie keinen entsprechenden Druck erfahren.  

Wo sind die Lösungsbedarfe? Damit komme ich auch zu Ihren Anträgen. Das ist un-
terschiedlich. Im Bereich der rechtswidrigen Inhalte ist bereits sehr vieles auf dem 
Weg. Die Landesgesetzgeber sind in der Vergangenheit tätig geworden. Wir haben 
die Möglichkeit, Künstliche Intelligenz zur Suche nach Rechtsverstößen einzusetzen 
und sogenannte Mirror-Pages sperren zu lassen. All das ist auch durch den Landtag 
von Nordrhein-Westfalen gelaufen und befindet sich auf einem guten Weg.  

Etwas schwieriger sieht es in den beiden anderen Feldern aus. Dort gibt es auch ein 
Regelwerk – das muss ich noch einmal in Erinnerung rufen –, nämlich den sogenann-
ten Digital Services Act, den DSA. Die Europäische Union hat eine Regel geschaffen. 
Mit dieser wird sowohl der Jugendschutz als auch das Bekämpfen von Sucht adres-
siert, unglücklicherweise mit dem kleinen Nachteil, dass sie etwas konsequenzarm 
ausgestaltet wurde. Darin mag die Schwäche liegen.  

Der Lösungsansatz für die erste Gruppe, die rechtswidrigen Inhalte, besteht in einer 
konsequenten Rechtsdurchsetzung, die es den Medienaufsichtsbehörden zusammen 
mit Staatsanwaltschaften und Polizei ermöglicht, gegen entsprechende Inhalte vorzu-
gehen. Diesbezüglich ist im Moment vieles auf einem guten Weg. In dem zweiten Feld 
läge der Lösungsansatz darin, das, was der DSA vorgibt und damit längst vorhanden 
ist, konsequent zu Ende zu denken und die Sanktionierbarkeit zu erhöhen. Die Platt-
formen müssen adressiert werden; denn nicht die Kinder haben etwas getan, sondern 
die Plattformen.  

Noch eine letzte Anmerkung. Bei der Frage, was man tun kann, sollte man das Europa-
recht im Kopf behalten. Aufgrund des sogenannten Herkunftslandprinzips und der Voll-
harmonisierung des DSA fürchte ich, dass auf nationaler Ebene kein sehr großer Effekt 
zu erzielen ist. Wir empfehlen deswegen weiterhin die Kontaktaufnahme zu unseren 
europäischen Nachbarn, um gemeinsam Druck auf die Europäische Kommission 
Druck auszuüben, damit diese Vollzugsdefizite abgestellt werden. 
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Stellv. Vorsitzende Eileen Woestmann (GRÜNE): Das letzte Eingangsstatement 
kommt von Professor Tobias Gostomzyk. Er hat eine Professur für Medienrecht an der 
Technischen Universität zu Dortmund inne.  

Prof. Dr. Tobias Gostomzyk (TU Dortmund [per Video zugeschaltet]): Wenn ich Stu-
dierende in verschiedenen Lehrveranstaltungen bzw. Disziplinen frage, ob sie für oder 
gegen ein Social-Media-Verbot sind, spricht sich regelmäßig ungefähr zwei Drittel von 
ihnen dafür aus. Das entspricht auch ungefähr der Erhebung des Instituts für Demo-
skopie Allensbach. Auch unter Gleichaltrigen, die ich gefragt habe, ob sie in ihrer Ju-
gend gerne Social Media, mit allen Risiken und Chancen, gehabt hätten, habe ich bis-
lang noch keinen getroffen, der dies gewollt hätte.  

Wissenschaft ist diese anekdotische Evidenz natürlich nicht. Glücklicherweise gibt es 
jedoch seit über einem Jahr eine intensive Social-Media-Verbotsdebatte, die auch wis-
senschaftlich geführt wird. Sehr viele der Erkenntnisse und Impulse, die daraus entstan-
den sind, wurden in den beiden vorliegenden Anträgen erfreulicherweise aufgegriffen. 

Dabei ist ein Gleichklang der Positionen zu beobachten. So wird zum Beispiel jeweils 
das Recht auf digitale Teilhabe, die Verantwortung der Plattformen und die Forderung, 
Medienkompetenz zu stärken, betont. Gleichzeitig wird auch gesehen, dass die Rege-
lungskompetenzen des Landes NRW begrenzt sind. Regulatorisch wird vor allen Din-
gen auf die Ebene des Bundes und noch eher auf diejenige der EU verwiesen. Dies 
ist auch angemessen.  

Es wird insbesondere bei der Umsetzung der Altersverifikation Herausforderungen ge-
ben. Dass diese auf der europäischen Ebene adressiert werden, ist gut, weil es, wie 
Herr Dr. Schmid schon angesprochen hat, den DSA und vor allen Dingen den Artikel 
28 DSA mit einer Vollharmonisierung im Bereich des Jugendschutzes gibt, der auch 
für Altersbegrenzungen und das, was als Social-Media-Verbot bezeichnet wird, ein-
schlägig wäre. Es gibt auch das Herkunftslandprinzip.  

Dennoch ist es gut, dass beide Anträge davon ausgehen, dass ein Social-Media-Verbot 
im Kern Sache der EU ist, aber nicht ausreichen wird. Es klingt deutlich an, dass eher ein 
Bündel an Maßnahmen notwendig ist. Das ist auch richtig so, denn die Herausforde-
rungen sind leider komplex. Es ist sehr gut, dass sie im Land NRW angegangen werden.  

Stellv. Vorsitzende Eileen Woestmann (GRÜNE): Vielen Dank für die Statements. 
Damit kommen wir zur Erörterung des Antrags. Ich werde nun die Fragen der Abge-
ordneten sammeln, die sich gemeldet haben, und die Sachverständigen bitten, jeweils 
alle an sie gerichteten Fragen in einem Redebeitrag zu beantworten. Wie vorhin bespro-
chen darf jeder Redebeitrag fünf Minuten dauern. – Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
bitte benennen Sie eingangs Ihrer Frage den bzw. die Adressaten Ihrer Frage, damit 
diese Personen wissen, dass sie adressiert sind, und besonders aufmerksam zuhören.  

Andrea Stullich (CDU): Liebe Expertinnen und Experten, herzlichen Dank dafür, dass 
Sie trotz der heißen Temperaturen den Weg hierher gefunden haben und uns heute 
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zur Verfügung stehen. Es ergibt sich ein breiter Konsens aus Ihren Stellungnahmen 
und aus den Eingangsstatements. Das wurde mehrfach angesprochen. Nahezu alle 
von Ihnen lehnen ein pauschales Social-Media-Verbot und starre Altersgrenzen, jeden-
falls als zentrales Instrument, ab. Sie fordern mehr Verantwortung der Plattformen, kon-
sequenten Vollzug des DSA, mehr Medienbildung und, was auch ich richtig finde, eine 
größere Beteiligung von Kindern und Jugendlichen an möglichen Maßnahmen.  

Die von der Bundesregierung eingesetzte Expertenkommission hat diese Linie in ihren 
Handlungsempfehlungen weitgehend aufgegriffen und ein bisschen konkretisiert. Ich 
habe es auch noch nicht im Detail gelesen, mir sind darin jedoch Vorschläge wie Ju-
gendschutz by Design oder das schon jetzt berühmte KI-Seepferdchen begegnet. Un-
ter den Vorschlägen der Expertenkommission sind auch welche zur Regulierung und 
zur datenschutzfreundlichen Altersverifikation.  

Meines Erachtens passt das gut, trotzdem lautet meine Frage an Herrn Dr. Schmid, 
Frau Dr. von Gross und Frau Schön: Wie passen die Handlungsempfehlungen der 
Expertenkommission beim Bund zu den beiden Anträgen, die dieser Anhörung zu-
grunde liegen? Welche Übereinstimmungen sehen Sie? Wo gibt es Widersprüche?  

Meine zweite Frage richtet sich an Herrn Dr. Schmid, Herrn Professor Gostomzyk und 
Frau Schön. Nahezu allen Stellungnahmen zufolge liegt die Hauptverantwortung bei 
den Plattformbetreibern. Welche gesetzlichen Änderungen auf Landes-, Bundes- oder 
Europaebene hätten aus Ihrer Sicht den größten unmittelbaren Effekt für den Schutz 
von Kindern und Jugendlichen?  

Meine dritte Frage in dieser Runde richtet sich zunächst nur an Herrn Dr. Schmid. Wir 
haben es schon mehrfach gehört: Die Diskussion zu diesem Thema begann mit dem 
Verbot in Australien, das jetzt umgesetzt wird und in der Rechtsdurchsetzung deutlich 
an seine Grenzen gerät.  

Auf der einen Seite fand ich es gut, dass Australien sozusagen den Aufschlag gemacht 
hat und das Thema dann Fahrt aufgenommen hat. Auf der anderen Seite zeugen viele 
Erfahrungsberichte von den in der australischen Gesetzgebung enthaltenen Möglich-
keiten, die Verbote zu umgehen. So wurde etwa WhatsApp als Messenger-Dienst und 
nicht als Social-Media-Plattform eingestuft. Wie bewerten Sie die Erfahrungen aus 
Australien? Was können wir vielleicht davon lernen?  

Rodion Bakum (SPD): Auch von der SPD-Fraktion einen herzlichen Dank an alle 
Sachverständigen für die engagierten Eingangsstatements und die schriftlichen Stellung-
nahmen, die im Vorfeld eingingen. Ich danke Ihnen, Frau Schön, stellvertretend für die 
Kommission auf Bundesebene, dass Sie Ihren Bericht so getimt haben, dass wir ihn 
in die Debatte einfließen lassen können.  

Ich schließe mich Frau Kollegin Stullich insoweit an, dass es eine Grundlage bzw. ein 
Fundament gibt, bei dem große Einigkeit und ein Konsens herrscht. Das sieht man 
auch an den Anträgen. Wir haben ein Problem, müssen es irgendwie lösen und vor 
allem an die Plattform ran. Wir alle möchten alles so gestalten, dass Kinder und Ju-
gendliche weiterhin teilhaben.  
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Am Ende geht es darum, wie wir es im Detail umsetzen. Wir alle sind uns einig, dass 
wir kein pauschales Verbot wollen. In einer Stellungnahme wurde schön aufgedröselt, 
dass wir nicht alle dasselbe Verständnis von den Worten „Verbot“ und „pauschal“ ha-
ben. Das gehört zur Wahrheit dazu. Wir unterscheiden uns also in den Details, sind 
uns aber im Ziel einig.  

In meiner ersten Frage an alle geht es um ein Stimmungsbild. Was sind aus Ihrer Sicht 
die positiven Aspekte von Social Media? Als Stichwort fällt immer Teilhabe, aber viel-
leicht gibt es darüber hinaus konkretere Beispiele. Herr Professor Gostomzyk hat es 
erwähnt, und ich würde mich da einreihen: Ich bin schon in einem so fortgeschrittenen 
Alter, dass Facebook kam, als ich schon volljährig war. Ich müsste mich fragen, worauf 
ich verzichten musste, weil ich kein Social Media hatte. Die Frage lautet also: Welche 
positiven Aspekte wollen Sie auf jeden Fall aufrechterhalten? 

Die zweite Frage an die LFM, Herrn Professor Gostomzyk, die AJS und Frau Schön 
betrifft die Modelle, die sich im Detail unterscheiden. Frau Schön kann am ehesten 
beantworten, warum die Kommission zwei Modelle vorgeschlagen hat. Das insinuiert, 
dass es in der Frage, zumindest im Detail, keine Einigkeit gab. Da verläuft auch die 
Trennlinie zwischen den Fraktionen.  

Könnten Sie erörtern, welche Pro- und Kontraargumente es jeweils für das eine und das 
andere Modell gibt und ob sich die Argumente innerhalb der Kommission nach Berufs-
gruppen unterscheiden, ob also der Kriminologe oder der Neurowissenschaftler das 
eine Modell und die Kinder- und Jugendschützer das zweite Modell wollten? Kann man 
das im Detail sagen? 

Die dritte Frage an die LFM, die GMK und Professor Gostomzyk zielt auf das Europa-
recht, also den DSA. Wir haben in den Stellungnahmen schon von Umsetzungs-
schwierigkeiten gehört. Frau Ministerin Prien hat gesagt, sie werde versuchen, das auf 
Europaebene durchzusetzen. Unsere Frage – darin unterscheiden sich auch die bei-
den Anträge ein Stück weit – lautet: Was ist, wenn das nicht gelingt? Die LFM hat es 
schön hervorgehoben: Was ist, wenn Irland und Zypern einfach Nein sagen? Machen 
wir dann nichts? 

Sven Werner Tritschler (AfD): Vielen Dank auch von unserer Seite für die Stellung-
nahmen. Frau Professor Flößer, es wird gefordert, das Problem an der Wurzel zu pa-
cken, also manipulative Designpraktiken, zum Beispiel das Endlosscrollen, zu verbie-
ten, anstatt Nutzer auszusperren. Stimmen Sie zu, dass ein solcher Safety-by-Design-
Ansatz den Kinderschutz weitaus grundrechtsschonender und effektiver gewährleisten 
könnte als die hier geforderte Kontrollinfrastruktur?  

Frau Dr. von Gross, Sie verweisen in Ihrer Stellungnahme auf den offenen Brief von über 
400 IT-Wissenschaftlern, die vor massiven Datenschutzrisiken und Diskriminierungspo-
tenzialen durch Altersverifikation warnen. Können Sie dem Ausschuss erläutern, wa-
rum diese zentralen Datenbanken besonders attraktive Honeypots für Hacker sind und 
warum gestohlene biometrische Ausweisdaten anders als Passwörter eine lebens-
lange Gefahr für die Betroffenen darstellen? 
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Thomas Nückel (FDP): Ich danke allen Sachverständigen für die Stellungnahmen. 
Vor allen Dingen, weil durch den Bericht, der gestern vorgelegt wurde, sozusagen 
Konkurrenz drohte. Man hat bestimmt überlegt: Na, was schreiben die wohl? Nun wis-
sen wir es, denn es liegen 117 Seiten vor.  

Meine erste Frage geht an Friederike von Gross, von der Gesellschaft für Medienpä-
dagogik. Sie schreiben, dass Schutz, Befähigung und Teilhabe gemeinsam gedacht 
und ausgestaltet werden müssen. Kennen Sie positive Beispiele in der Europäischen 
Union, die uns weiterhelfen könnten? Einer Ihrer Vorschläge lautet – das wäre die 
zweite Frage an Sie –, Medienbildung strukturell, also als verpflichtendes Konzept, ab 
der ersten Klasse zu verankern und durch multiprofessionelle Teams zu unterstützen. 
Wie wäre die wünschenswerte Zusammensetzung eines solchen Teams? Welche Ef-
fekte ließen sich damit erreichen?  

Das waren zweieinhalb Fragen, ich wage es trotzdem, noch eine halbe Frage an Dr. 
Tobias Schmid von der LFM zu richten. In dem Kommissionsbericht gibt es zwei Vari-
anten, einmal diejenige mit der gesetzlichen Mindestaltersgrenze von 13 Jahren und 
die einer dienstspezifischen – so nenne ich es einmal – Altersgrenze. Wie schätzen 
Sie das im Hinblick auf die Erfahrungen Ihrer australischen Kolleginnen ein?  

Lena Zingsheim-Zobel (GRÜNE): Vielen Dank für die Eingangsstatements. Aus die-
sen ergeben sich zwei Fragen. Die erste, etwas übergeordnete, richtet sich an den 
Landesverband der Volkshochschulen, den Kinderschutzbund und Frau Schön. Um 
junge Menschen in einer digitalen Welt stark zu machen und sie dafür zu befähigen, in 
Social Media, in einer enorm digitalisierten Welt aufzuwachsen, braucht es starke Er-
wachsene. Das wurde vorhin schon sehr deutlich. Wir können aber nicht darauf warten, 
starke Erwachsene zu bekommen, sodass hoffentlich die nächste Generation von Kin-
dern endlich den Support erlebt, den sie als Begleitung bräuchte. Wie kann man das mit-
einander verzahnen und angehen? Gibt es Best-Practice-Konzepte in dieser Richtung?  

Meine zweite Frage an die LEiS, den Kinderschutzbund und den Landesjugendring 
lautet: Diese starken Erwachsenen nehmen unterschiedliche Rollen in verschiedenen 
Institutionen ein, sind also Eltern oder arbeiten in der Schule bzw. in der Jugendhilfe. 
Auch Plattformen an sich tragen eine immense Verantwortung. Wer muss denn wel-
chen Teil der Verantwortung übernehmen? Wie würden Sie das gewichten? Wer kann 
welchen Anteil bringen? Wie wird diese Verantwortung miteinander verzahnt?  

Prof.’in Dr. Gabriele Flößer (Der Kinderschutzbund Landesverband NRW): Ich 
versuche, das positiv zu formulieren. Ich sehe unendlich viele Potenziale in Social Media, 
insbesondere für die Identitätsentwicklung von Kindern, für das Großwerden in erwei-
terten Sozialräumen. Diese sind nicht mehr auf das Kleine begrenzt, das wir noch aus 
der analogen Welt kennen, und bieten Informationen über Dinge, die einem bisher 
verschlossen blieben. Das würde ich zunächst grundsätzlich als nur positiv bewerten. 
Das kann auch immer ins Gegenteil umschlagen – wir versuchen derzeit, eine Lösung 
zu erarbeiten, die das verhindert –, aber es ist zunächst das Zentrale. 
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Die Kinder kommunizieren mit Menschen, mit denen sie ansonsten wahrscheinlich 
nicht kommunizieren würden. Das bedeutet auch Herstellung von Gleichheit im Netz, 
weil potenziell jeder Zugang hat, was wir als durchaus wertvoll betrachten. Es kommen 
unterschiedliche Menschen mit unterschiedlichen Kulturen, Bildungsständen und so-
zioökonomischen Faktoren zusammen, die durchaus miteinander reden und sich über 
einzelne Aspekte austauschen könnten, wenn das Ganze moderiert würde.  

Das passt zu der Frage danach, wie man das besser gestalten kann. Das ginge, wenn 
das Ganze nicht sich selbst überlassen würde, sondern die Plattformbetreiber nicht 
nur zur Übernahme von Verantwortung für technische Lösungen gezwungen würden, 
sondern auch zu einer Moderation ihrer Funktionen, zum Beispiel mit Blick auf Inhalte, 
die dieser von mir soeben sehr idealisierten Darstellung von vornherein zuwiderlaufen, 
indem sie etwa Plattformen für Mobbing oder für Cybergrooming bilden. Das haben wir 
gemeint, und es geht dann schon ein bisschen in die Richtung von Safety by Design.  

Ja, dies ist tatsächlich eine größere Herausforderung als etwa die Altersverifikation. 
Es müssen Stoppschilder aufgestellt werden, die jenseits von Altersgrenzen liegen und 
tatsächlich einen gewissenhaften Umgang mit bestimmten Themen, auch Aspekten 
der Vulnerabilität ermöglichen. Das wäre für uns der passende Ansatz. Für diesen 
braucht es Kompetenzen.  

Die Grünen haben mich bzw. uns nach starken Eltern gefragt. Wir als Kinderschutz-
bund haben gute Erfahrungen mit gemeinsamen Veranstaltungen von Eltern und Kin-
dern gemacht, die nicht nur in der Verantwortung des Kinderschutzbundes lagen, son-
dern die wir zum Beispiel zusammen mit der Landesanstalt für Medien und dem LKA 
durchgeführt haben.  

Kinder und Jugendliche bewegen sich nämlich teilweise in strafrechtlich relevante Be-
reiche hinein. Diese Seite wird nicht thematisiert, wenn man das Ganze allein aus dem 
Blickwinkel der Medienbildung betrachtet. Der Aspekt, dass Kinder im Netz auch selbst 
zu Tätern werden, muss ebenfalls berücksichtigt werden, wenn man das Gefährdungs-
potenzial einschätzen will. Für uns ist deswegen nicht nur die pädagogischen Perspek-
tive auf das Thema zentral, sondern es sind alle Blickwinkel wichtig.  

Es gibt bereits sehr gute Formate, die sowohl Eltern als auch Kinder getrennt oder 
gemeinsam ansprechen. Eltern sind bereit, dort hinzugehen, anders als dies bei einem 
normalen Informationsabend über Social-Media-Gebrauch bei Kindern der Fall ist. 
Nach meiner Erfahrung sind solche Elternabende leer. Dort kommt niemand vorbei. 
Ich würde dafür werben, sich über neue Formen der gemeinsamen Bildung auszutau-
schen, weil wir wollen, dass die Familien das nach Hause mitnehmen und dort weiter 
betreiben. Dieses Thema hakt man nicht in der Schule ab und lässt es dort liegen, 
sondern man muss es in den familiären Alltag einbinden.  

So wie es in unserer Stellungnahme steht, wäre es mein größtes Anliegen, dass Eltern 
mit Kindern im Gespräch bleiben. Wenn das Smartphone einzieht, passiert dies in der 
Regel nicht. Dann bricht das Gespräch ab, die Kinder gehen in ihr Kinderzimmer, zie-
hen sich zurück und daddeln dort irgendetwas vor sich hin, worauf keiner mehr Einfluss 
bzw. worüber niemand mehr die Kontrolle hat.  
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Das könnte durch solche Formate, gemeinsame Bildung, gemeinsames darüber Re-
den aufgebrochen werden, und dadurch, gemeinsam die Erfahrung zu machen, was 
es heißt, wenn ich abdrifte, wenn ich irgendetwas mache, was keiner richtig gut findet. 
Daher wäre ich an der Stelle sehr optimistisch.  

Einen starken Akzent würde ich auch auf die Regulierung der Plattformen setzen wol-
len, wäre aber nicht ganz so optimistisch, dass dies so einfach und vor allem so schnell 
gelingt, wie es eigentlich gelingen müsste.  

Ralf Steigels (Landesjugendring NRW): Positive Aspekte von Social Media gibt es 
für uns eine ganze Menge. Ein konkretes Beispiel aus meinem eigenen Heimatver-
band war unser internationales Jugendcamp 2024 in Paris zu den Olympischen Spie-
len im Sport. Über die Social-Media-Kanäle konnten sehr viel mehr Menschen daran 
partizipieren als nur diejenigen, die zu diesem Camp mitfahren konnten. Es gab eine 
entsprechende Nutzung, die Menschen haben private Dinge geteilt, und auch wir als 
Verband konnten etwas teilen. Das findet bei all unseren internationalen Begegnungen 
statt. Wir können auch Kontakte pflegen, die ansonsten schwieriger zu pflegen wären.  

Ein zweites konkretes Beispiel war die Kampagne des Landesjugendrings zur Wahlal-
terabsenkung unter dem Hashtag #ichwillwählen. Wir haben diese Wahlalterabsen-
kung erreicht, und zwar unter anderem auch durch eine Social-Media-Kampagne.  

Ein drittes Beispiel ist die Organisation und die Kommunikation in unseren Verbänden. 
Diese wird durch die Nutzung von Social-Media-Kanälen an vielen Stellen deutlich erleich-
tert. Wir können Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene anders erreichen, als wir das 
über andere Kanäle können, einfacher Nachrichten und Informationen publik machen 
und Zugänge zu politischem Engagement und zur Vernetzung für Kinder, Jugendliche 
und junge Erwachsene erleichtern, als das ohne Social-Media-Kanäle möglich wäre.  

Die zweite Frage der Grünen lautete: Wer trägt die Verantwortung? Das ist für mich gar 
nicht so anders als bei der Nutzung anderer Medien. Der Gesetzgeber und die Platt-
formen müssen für einen Rahmen sorgen, der kinder- und jugendgerechte Teilhabe 
ermöglicht, und diesen umsetzen. Wenn ich zwölf Jahre alt bin, dann komme ich im 
Kino in bestimmte Filme nicht hinein, kann aber in andere Filme gehen. Zusammen 
mit meinen Eltern kann ich diese Filme sogar sehen, wenn ich erst drei bin. Dafür gibt 
es einen Rahmen. 

Als Nächstes kommt die Verantwortung der Eltern, die sich im Sinne des Verbraucher* 
innenschutzes dafür interessieren, welche Produkte das Kind nutzt, so wie sie sich auch 
dafür interessieren, ob die Plastikspielzeuge ihrer Kinder irgendwelche Giftstoffe ent-
halten oder nicht. Sie stehen auch für Rückfragen und Gespräche zur Verfügung.  

Klappt dies nicht, oder ist es, etwa in der Pubertät der jungen Menschen, nicht gewollt, 
dann müssen andere Erwachsene in diese Rolle schlüpfen, zum Beispiel diejenigen, 
die Kinder und Jugendliche in Jugendverbänden begleiten oder für sie an anderer 
Stelle pädagogisch ansprechbar sind. Die Verantwortung der pädagogischen Begleitung 
liegt bei den Eltern, aber eben auch bei Multiplikatoren in der Schule, in den Jugend-
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verbänden, in Jugendzentren, die Kinder mit ihren Angebote der Nutzung pädagogisch 
begleiten müssen.  

Auch das Vorbildsein spielt eine wichtige Rolle. Diesbezüglich ist die Verantwortung 
der Eltern noch einmal deutlich größer, sie liegt aber auch bei jungen Erwachsenen, 
die noch näher an dem Alter der Kinder dran sind und diese begleiten, wie dies in 
unseren Kinder- und Jugendverbänden oft der Fall ist. Häufig sind Gruppenleiter in 
einem Altersspektrum, das nicht so weit von dem der jungen Menschen entfernt ist, 
und haben noch einmal eine ganz andere Vorbildfunktion inne. All diese Menschen 
müssen wir kompetent dabei begleiten, dass sie diese Funktion, die sie wahrnehmen 
sollen, auch gut wahrnehmen können. Dazu gehört vor allen Dingen Medienbildung.  

Matthias Felling (Arbeitsgemeinschaft Kinder und Jugendschutz Landesstelle 
NRW): Ich habe mir zwei Fragen von der SPD notiert. Herr Bakum, Sie haben die 
positiven Aspekten von Social Media angesprochen. Bei den durch die Coronapande-
mie bedingten Schließungen haben wir gemerkt, wie wichtig Social Media für Jugend-
liche ist. Als wir alle Sozialräume geschlossen hatten, fand soziales Leben weiterhin 
statt, weil Jugendliche auch über Social Media in Kontakt blieben.  

Die Bedürfnisse der Jugendlichen haben sich seit der Zeit unseres eigenen Aufwach-
sens nicht geändert: Sie finden heraus, wer sie sind, welche Rolle sie in ihrem sozialen 
Umfeld innehaben, und versuchen herauszubekommen, wie die Welt funktioniert. Für 
all diese Entwicklungsaufgaben spielen soziale Medien eine wesentliche Rolle, sodass 
sie mit dem, was die jugendliche Lebenswelt ausmacht, verwoben sind. Daher meine 
ich es ernst, wenn ich sage, dass es zur Lebenswelt von Heranwachsenden gehört. 
Wir können nicht einfach sagen: Weg damit, und dann ist Ruhe. Das funktioniert nicht.  

Ich wurde auch nach den Vorschlägen der Expertenkommission gefragt. Ich habe 
ebenfalls versucht querzulesen. Ich fand das Papier, das gestern herausgekommen 
ist, sehr gut, kann aber nicht zu allem im Einzelnen etwas sagen. Wir als AJS haben 
uns sehr gefreut, dass das Projekt „Elterntalk NRW“ als besonders gelungenes Format 
genannt worden ist. Dieses gibt es in Nordrhein-Westfalen seit zehn Jahren. Wir feiern 
unser Zehnjähriges in diesem Herbst. Das Projekt wird aktuell von der TH Köln evalu-
iert. Wir haben damit ein sehr erfolgreiches Format der Peer-Bildung im Bereich der 
Eltern. Es freut uns, dass auch die Expertenkommission dies wahrgenommen hat.  

Unter den Empfehlungen finden sich zwei konkrete Vorschläge dazu, welche Modelle 
umgesetzt werden können. Das ist auch in der Tagesschau aufgetaucht. Dazu sollte 
besser Frau Schön sprechen, ich kann nur sagen: Beide Modelle sind besser als das, 
was jetzt ist, denn wir haben derzeit keine Form von Regulierung. Meinem Verständnis 
nach müsste es eine individuelle Regulierung, ähnlich wie bei Spielen geben: Je nach 
Angebot wird geschaut, welche Altersstufe dahinter liegt.  

Der andere Vorschlag bezieht sich auf die Altersgrenze „ab 13“. Das passt zu den AGB 
der großen Social-Media-Konzerne, in denen dies schon jetzt steht. Man könnte sa-
gen: Wenn ihr das schon schreibt, dann nehmt es wenigstens ernst. Ich habe auf den 
Weg hierhin meine Kinder gefragt: Findet ihr 13 oder 14 besser? Das wäre denen fast 
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egal, sie finden es aber gut, wenn eine Regulierung stattfindet. Mit der 13 haben wir 
eine verbindliche Altersempfehlung, wir brauchen eine solche Orientierung für Eltern, 
Kinder und Fachkräfte auch und können diese leichter kommunizieren. Daher finde ich 
diesen Vorschlag stimmiger.  

Wichtig ist, Folgendes ganz klar zu transportieren: Es sind keine kindgerechten 
Räume. Social Media zu nutzen, funktioniert für kleinere Kinder nicht. Der Vorschlag mit 
der einen Zahl ist konkreter und leichter umsetzbar, weil die Orientierung leichter fällt. 

Nadine Schön (Kommission "Kinder- und Jugendschutz in der digitalen Welt" 
[per Video zugeschaltet]): Ich kann direkt anknüpfen. Die Frage von Frau Stullich lau-
tete: Wie ist es mit den Plattformbetreibern? Wie werden diese in die Pflicht genom-
men? – Wir als Expertenkommission machen dazu verschiedene Vorschläge. Zum ei-
nen schlagen wir vor, die Leitlinien, die es glücklicherweise gibt, die aber in der öffent-
lichen Diskussion oft noch gar nicht so wahrgenommen werden, verbindlicher zu ma-
chen, also eine verbindlichere Plattformregulierung zu schaffen, und einiges in den 
DSA selbst hochzuziehen.  

Wir wollen außerdem den Anwendungsbereich erweitern. Die Kleinunternehmerrege-
lung wurde gut gemeint eingefügt, um vor allem Startups zu entlasten. Eine Plattform 
kann aber sehr wenige Mitarbeiter haben und zugleich eine unglaublich große Zahl 
von Menschen erreichen. Deshalb regen wir an, stärker darauf abzustellen, wie viele 
Personen erreicht werden, dafür diese Kleinunternehmerregelung zu ändern und da-
mit den Anwendungsbereich zu vergrößern.  

Wir schlagen vor allem vor – dazu komme ich vielleicht später noch einmal, wenn es 
um die Modelle geht –, dass man die Altersfeststellung verbindlich macht. Denn die 
schönsten Designs bringen nichts, wenn nicht verbindlicher kontrolliert wird, ob die 
Kinder oder die Jugendlichen das nötige Mindestalter haben. Wir wollen die Wahl der 
Methode aber nicht den Plattformen überlassen, weil diese Altersfeststellungsmetho-
den teilweise auch zur Profilbildung genutzt werden können.  

Deshalb schlagen wir vor, ganz klare Vorgaben dazu zu machen, was genutzt werden 
darf und was nicht genutzt werden darf, und legen dafür Qualitätskriterien fest. Alters-
bestimmungstechnologien wie diejenige über die EUDI-Wallet oder ähnliche Verfah-
ren, bei denen beispielsweise nur gemeldet wird: „Diese Person ist über 16“, halten 
wir für sehr sinnvoll.  

Der Bundes- und der Landesgesetzgeber kann einige seiner Regularien jedoch noch 
schärfen. In unserer Handlungsempfehlung 44 empfehlen wir, die Nutzungsrisiken im 
Jugendschutzgesetz und im JMStV auf die KI-bezogenen Nutzungsrisiken zu erweitern. 
Seit 2021 sind Nutzungsrisiken erfasst, aber noch nicht die speziell KI-spezifischen. Bei 
diesen gab es vor allem in den vergangenen Jahren eine Dynamik. Wir empfehlen, 
diesbezüglich auf Landes- und Bundesebene nachzuschärfen – das einmal exempla-
risch dazu, in welche Richtung es bei der Plattformregulierung gehen kann.  

Wir haben uns auch KI angeschaut, wobei es dazu noch nicht so viel Evidenz gibt. Für 
KI-Companions zum Beispiel empfehlen wir eine Altersgrenze und eine Regulierung, 
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weil wir gerade die emotionale Bindung an einen solchen digitalen Begleiter, die Kinder 
und Jugendliche entwickeln können, für sehr gefährlich halten. Da wünschen wir uns 
mehr Schutzmaßnahmen nach dem Vorsorgeprinzip.  

Ich wurde gebeten, die beiden Modelle noch einmal kurz zu erklären. Herr Felling hat 
das schon sehr gut gemacht. Im Prinzip setzen beide Modelle bei den Designs der 
Plattformen bzw. bei den Features an. Manche Sachen sind für Kinder und Jugendli-
che einfach nicht geeignet. Wir haben eine breite Bestandsaufnahme gemacht. Das 
hängt auch mit der Entwicklung des Gehirns zusammen. Gewisse Selbstregulations-
fähigkeiten sind im Alter von 13 oder 14 Jahren noch nicht so ausgeprägt, wie es bei 
Erwachsenen der Fall ist. Auch viele andere Risiken aus den 5C-Kategorien sollten für 
Kinder und Jugendliche ins Auge gefasst und abgestellt werden. Deshalb schlagen wir 
in beiden Varianten eine Plattformregulierung vor.  

Die eine Variante setzt wirklich bei einzelnen Features an und ist dadurch sehr agil 
und zukunftsfähig, auch was neue KI-bedingte Risiken, neue Plattformdesigns und 
neue Angebote, die auf den Markt kommen, angeht. Sie ist aber weniger klar und 
deutlich. Das hat Herr Felling gesagt, und auch wir sehen das als Vorteil der Lösung 
mit der klaren Altersgrenze von 13 Jahren und den eher standardisierten Kategorien 
„bis 16“ und „bis 18“, in denen gewisse Designs einfach nicht vorkommen sollten.  

Das ist für Eltern, für Kinder und Jugendliche ein bisschen leichter zu verstehen und 
auch für die Aufsicht leichter zu kontrollieren. Wahrscheinlich ist es auch leichter zu 
implementieren. Aber wir haben uns deshalb nicht festgelegt, weil wir wirklich beide 
Zugänge für wirksam und gut halten. Wir in dem Expertengremium sind nicht der poli-
tischen Entscheider, sondern wir wollen zwei aus unserer Sicht gleichwertige Regulie-
rungsansätze nebeneinander stellen. Jetzt ist meine Redezeit vorbei, und ich konnte 
eine Sache nicht beantworten, aber vielleicht gelingt dies nachher noch.  

Celia Sokolowsky (Landesverband der Volkshochschulen von NRW): Ich habe 
zwei Fragen notiert, und würde Frau Schön eine Minute abgeben, denn ich glaube 
nicht, dass ich fünf Minuten brauche.  

Ganz kurz zu der Frage nach den Vorteilen. Social Media bietet die großartige Mög-
lichkeit, Kontakte und Kommunikation mit Menschen auch über große Entfernungen 
hinweg sehr unmittelbar und wirksam zu halten. Das ist eine großartige Neuerung, von 
der Menschen jeden Alters profitieren. Darüber hinaus ist der Zugang zu Wissen, In-
halten und kulturellen Räumen über Social Media sehr gut möglich und sollte auch den 
Jugendlichen und Kindern zur Verfügung stehen.  

Es gibt in diesem Bereich auch ein großes demokratisches Potenzial für die Gesamt-
bevölkerung. Es ist möglich, Inhalte in relativ flachen Hierarchien zu teilen und an Dis-
kursen teilzuhaben. Heute nehmen allerdings viele Menschen an diesen Diskursen im 
Netz nicht teil, weil sie berechtigterweise Angst vor Hass, negativen Reaktionen, Mob-
bing und vor all dem haben, was in diesen Räumen eben auch stattfindet. Dort Teil-
habe zu ermöglichen, zu stärken und angstfreie Räume zu schaffen, ist ein wichtiges 
Anliegen.  
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Zu den Bildungsformaten an Volkshochschulen sowie bei den Partnern und Akteuren 
der Medienbildung insgesamt. Die Frage ging meinem Verständnis nach dezidiert in 
die Richtung von generationsübergreifenden Angeboten, die Jugendliche und Eltern 
erreichen. Man kann in diesem Bereich eine große Innovationsfreude feststellen. Es 
werden viele Formate entwickelt und ausgetestet, diese etablieren sich vielleicht eine 
Zeit lang und werden dann weiterentwickelt. Das ist auch notwendig, um einerseits auf 
Trends, also auf das, was an Bildungs- und auch Ausprobierbedarf vorhanden ist, und 
andererseits auf technologische Weiterentwicklungen zu reagieren. 

Ich habe mich bemüht, einige Beispiele in die Stellungnahme einfließen zu lassen. Dar-
über hinaus gibt hinaus gibt es an Volkshochschulen, aber auch bei anderen Anbietern 
sowohl generationsübergreifende Angebote, die die Menschen sehr gut erreichen, als 
auch Angebote, die sich dezidiert an Kinder oder Jugendliche wenden und mit einer 
Ansprache an die Eltern einhergehen.  

Zudem finden sich Angebote für Eltern und Lehrkräfte bzw. pädagogisches Personal 
rund um die Medienbildung für Kinder. Wie agiere ich richtig? Es besteht bei vielen 
Familien, auch zum Beispiel bei Großeltern, und insgesamt bei Menschen in Verant-
wortung, die erleben, wie Jugendliche in Social Media agieren, vielleicht nicht immer 
hineinschauen, sich aber Sorgen machen, ein sehr großer Bildungsbedarf. Auch the-
matisch ausgerichtete Angebote für alle Altersgruppen finden viel Zuspruch. Diese ori-
entieren sich oft an Trends, Entwicklungen und Tools.  

Ich halte es für wichtig, dass es nicht darum geht – darin sind wir alle uns sicherlich 
einig – an irgendeinem Punkt in der Biografie wirksame Medienbildung einzuflechten 
oder ein Angebot zu machen, was dann angenommen wird. Vielmehr sehen wir gerade 
in diesem sehr dynamischen Entwicklungsbereich die Notwendigkeit lebenslangen 
Lernens für uns alle. Insbesondere außerhalb der Schule müssen Bildungsträger je-
derzeit attraktive Formate finden und entwickeln und ihr Angebot ständig auf Akzep-
tanz und Zielgruppenerreichung überprüfen.  

Wir sehen sehr deutlich, dass Angebote eine bessere Akzeptanz finden und unabhän-
gig davon, auf wen speziell sie ausgerichtet sind, eine viel größere Zielgruppe errei-
chen, wenn sie kostenfrei oder sehr kostengünstig gestellt sind. Wir erreichen mit An-
geboten, die kostendeckend kalkuliert werden müssen, tatsächlich nur einen Teil der 
Menschen, nämlich diejenigen, die sich das leisten können und auch wollen.  

Für alle Bildungsträger ist meiner Meinung nach auch eine attraktive räumliche und 
infrastrukturelle Ausstattung essenziell. Die digitale Ausstattung und die Räumlichkei-
ten müssen nicht high-end sein, es muss aber Spaß machen, hinzugehen, sich dort 
aufzuhalten und Zeit zu verbringen.  

In Verbindung mit der Nutzung digitaler Medien kann viel Bildung eingeflochten wer-
den, ohne dass das Lernziel jederzeit offen deklariert wird. Auch in Gamingtreffs für 
Jugendliche kann ganz viel Bildung und Miteinander stattfinden, im Gegensatz zur 
Vereinzelung und dazu, gar nicht so richtig zu wissen, was da passiert. Es wäre mir 
ein Anliegen, dass Sie dies mitnehmen. Leider habe ich nun doch keine Minute mehr 
abzugeben. 
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Dr. Friederike von Gross (Gesellschaft für Medienpädagogik und Kommunikati-
onskultur): In der ersten Frage ging es um die Handlungsempfehlungen vom Bund 
bzw. um die Übereinstimmungen mit und den Widerspruch zu diesen. Wir haben sehr 
viele Übereinstimmungen mit den vorliegenden Anträgen festgestellt, darunter die For-
derung nach einer Verstetigung von Medienkompetenzprogrammen, die Regulierung 
und das Recht auf Beteiligung von Kindern und Jugendlichen.  

Keine Widersprüche, aber Ergänzungen zu den vorliegenden Anträgen sehe ich inso-
fern, als in Letzteren die Altersgrenze von 14 Jahren und in den Handlungsempfehlun-
gen ein Stufenmodell gefordert wird. Da gibt es also mehr Varianz. Stufe 1 wäre ein 
elterliches Kontrollsystem. In den Handlungsempfehlungen steht, dass diese Verfah-
ren hinreichend wirksam sind, geringe Nebenwirkungen haben, was für uns besonders 
wichtig ist, und die elterliche Erziehungsfreiheit berücksichtigen, es dafür aber mehr 
Unterstützung für Eltern braucht. Das haben wir vorhin auch schon gesagt.  

Ich greife die Frage zu dem Papier der 400 Wissenschaftler*innen auf. Warum spre-
chen wir uns zum aktuellen Zeitpunkt gegen die EUDI-Wallet aus? In den Handlungs-
empfehlungen steht zur Stufe 3, diese solle genutzt werden, „sofern die eIDAS-2.0-
Verordnung vollständig erfüllt ist“. Aus Sicht der Wissenschaftler*innen und des Ethi-
krates sind diese Forderungen jedoch noch nicht vollständig erfüllt. 

Es gibt Sicherheitslücken. Bei der deutschen Version hat man sich bei der Bestätigung 
der Daten für das Modell der signed Credentials entschieden, anstatt für das der si-
cheren Kanäle. Der Verbraucherzentrale Bundesverband warnt in seinem Gutachten 
zum Beispiel, dass dieses Siegel die Daten für den Datenhandel und für den Identi-
tätsdiebstahl wertvoll macht. 

Unter den über 400 an dem Papier beteiligten Wissenschaftlern sind auch Expert*in-
nen, die bei der Entwicklung der EUDI-Wallets beteiligt waren und sich zum jetzigen 
Zeitpunkt gegen den Einsatz dieser Altersbestimmungstechnologien aussprechen. Sie 
fordern ein Moratorium, bis es ein wirklich sicheres Konzept gibt. Es wird gesagt, dass 
es in keinem Verhältnis stehe.  

Wenn wir eine Altersbegrenzung für Kinder und Jugendliche fordern, heißt das – ganz 
viele vergessen das wohl –: Nicht nur die Kinder und Jugendlichen müssten sich, son-
dern wir alle müssten uns ausweisen. Alle Nutzenden von Social Media müssten ihre 
Identität über die EUDI-Wallet oder andere Verifikationssysteme bestätigen. Wir halten 
den riesigen Pool von Daten, der dabei gesammelt wird, für nicht verhältnismäßig. 
Damit habe ich die Frage hoffentlich beantwortet. 

Von der SPD kam die Frage zu den positiven Aspekten. Dazu wurde schon sehr viel 
gesagt. Ich würde mich Herrn Felling anschließen. Bei vielen Entwicklungsaufgaben 
ist das für Kinder und Jugendliche sehr hilfreich. 

Wenn ich zum Beispiel auf dem Land aufwachse, das einzige lesbische Mädchen in 
der Klasse bin und alle anderen mir von ihren Crushes erzählen, auf die sie stehen, 
frage ich mich: Ey, was stimmt mit mir nicht? In meinem Dorf finde ich keinen Refe-
renzrahmen. Ich habe niemanden, mit dem ich mich unterhalten kann. Auf Social Me-
dia kann ich auch schon mit 12 oder 13 Jahren herausfinden, dass ich nicht die Einzige 
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bin, die dieses Gefühl hat. Ich bin nicht anders oder komisch, sondern genau richtig, 
wie ich bin. Dort finde ich nämlich Informationen und Zugang. 

Gerade für vulnerable Gruppen sowie für die Vernetzung von Kinder und Jugendlichen 
ist es von großer Bedeutung und auch, was die Nachrichten angeht. Die Studie des 
Reuters Institutes hat gezeigt, dass Nachrichten auf Social Media total wichtig sind. Es 
wurden keine unter 18-Jährigen befragt, aber bei den 18- bis 24-Jährigen ist der Stel-
lenwert von Nachrichten über Social Media viel höher als bei Menschen ab 55. Dies 
wird auch bei jüngeren Menschen der Fall sein, weil die Kinder und Jugendlichen nicht 
um 20 Uhr mit Mama und Papa vorm Fernseher sitzen und Nachrichten schauen. Da-
gegen sehen sich über die Hälfte der ab 55-Jährigen die Sendung „tagesschau“ noch 
linear an. Das ist bei den Jüngeren nicht der Fall.  

Wir wollen die Möglichkeit für junge Menschen, sich zu informieren und zu vernetzen. 
Gerade bezüglich des ländlichen Raums und der Vernetzung hat die Erfahrung in 
Australien gezeigt: Die waren in den Ferien, die dann anstanden, absolut abgekoppelt 
und hatten keine Möglichkeit, sich mit ihren Peers zu vernetzen. Da bestand eine 
große Ausschlussgefahr.  

Außerdem wurde gefragt: Was ist, wenn es nicht gelingt, unter anderem diesen DSA 
auf Europaebene oder EU-Ebene umzusetzen? Dann müssen wir alle anderen vor-
handenen Forderungen umsetzen. Einen nationalen Alleingang halten wir nicht für 
sinnvoll. Herr Schmid hat schon gesagt, warum das höchst problematisch ist.  

Es wird, auch in unserem Papier, vieles andere gefordert, was in diesem Gesamtpaket 
stattdessen gemacht werden muss. Dazu gehört unter anderem der Ausbau der Me-
dienkompetenz und die Verstetigung – das ist ganz wichtig, auch wegen der prekären 
Arbeitsbedingungen –, also die Entfristung von Projekten. Diesbezüglich verweise ich 
auf meine Stellungnahme.  

Zu den EU-Beispielen. Ich war vergangenes Jahr in Tschechien. Das war ganz toll, 
weil sie dort eine nationale Bildungsoffensive zur Digitalisierung gemacht haben, bei 
der sie die Lehrkräfte mit ganz vielen Materialien ausstatten und mit Schulungen und 
IT-Kräften unterstützen. Dort ist das in der Schule strukturell verankert.  

Martin Möller (Landeselternschaft der integrierten Schulen in NRW [per Video zu-
geschaltet]): Ich habe zwei Fragen notiert, einmal diejenige, die von vielen schon sehr 
gut beantwortet wurde, nämlich welche Vorteile Social-Media-Angebote für Jugendli-
che und Kinder bieten. Es sind die sozialen Verbindungen und die Freundschaften. Ich 
bin alt genug, um noch Brieffreundschaften gehabt zu haben, und hatte diese auch. 
Den Wunsch, sich mit anderen Menschen, Jugendlichen, Kindern im gleichen Alter über 
Distanz und über Landes- und Kontinentalgrenzen hinweg auszutauschen, gab es 
schon vor 50 Jahren. Er ist auch heute noch vorhanden.  

Social Media ermöglicht diese Art der Kommunikation auf einem einfachen, nieder-
schwelligen Weg. Das ist meines Erachtens einer der größten Vorteile, weil es gleich-
zeitig auch die Basis für politische Teilhabe ist und Kindern und Jugendlichen, die eher 
introvertiert sind oder anderweitig Problematiken im unmittelbaren Umgang mit anderen 
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haben, ermöglicht, Zugang zur Kommunikation mit anderen Kindern und Jugendlichen 
zu finden.  

Das alles ist aber schon gesagt worden. Eines habe ich dagegen ein bisschen ver-
misst. Social-Media bietet den Kindern auch die Möglichkeit, sich kreativ auszudrücken 
und ihre eigene Selbstwirksamkeit festzustellen. Wenn die entsprechenden Zugänge 
ordentlich begleitet und bewusst zeitlich begrenzt werden, bietet dies den Kindern und 
Jugendlichen die Möglichkeiten, ihre eigene Kreativität auszuloten, sich in bestimmten 
Bereichen und Nischen auszuprobieren und sich in Nischen-Communities zu beweisen.  

Ich selbst kenne eine Teenagerin, die immer dachte, sie würde sich als Einzige für 
einen bestimmten Bereich interessieren, dann aber feststellte, dass es bundesweit 
doch ein paar Hundert andere interessiert. Das alles sind große Vorteile, die wir den 
Kindern und Jugendlichen unseres Erachtens auch nicht nehmen dürfen.  

Die zweite Frage lautete: Welchen Teil der Verantwortung muss wer tragen? Einen 
wesentlichen Teil müssen sicherlich die Plattformen leisten. Diese müssen die Umge-
bung bereitstellen, in der die anderen Dinge sinnvoll gemacht werden können. Wir 
nehmen die Betreiber, die mit diesen Plattformen und mit dem Umgang mit Kindern 
und Jugendlichen nicht unwesentlich viel Geld verdienen, unseres Erachtens bisher 
zu wenig in die Verantwortung.  

Wir sind ein Verband von Eltern, deren Kinder die Sek. I und Sek. II der Gesamtschule 
bzw. diverser anderer integrierter Schulformen besuchen. Ich sehe immer wieder, dass 
wir als Eltern den anderen Eltern dabei helfen müssen, überhaupt ein sinnvolles Be-
wusstsein zu entwickeln. Die Gesellschaft, die Schule und die Politik müssen dazu 
beitragen. Wenn ich zu einer Schulpflegschaftssitzung gehe, mich dort als Vertreter 
der Landeselternschaft vorstelle und wir auf dieses Thema kommen, sehe ich, wie 
wenig Bewusstsein teilweise vorhanden bzw. wie verzerrt die Wahrnehmung potenzi-
eller Gefahren und Nutzungen ist. Vielen Eltern fehlt die Befähigung. 

Das heißt: Wir müssen gleichzeitig ein Bewusstsein schaffen und die Eltern möglichst 
befähigen, zumindest grundlegende Schutzmechanismen für die Kinder aufzubauen 
und sie auf ihrem Weg durch die sozialen Medien zu begleiten. Dabei helfen vor allem 
Schulsozialarbeit und unter anderem Präventionsangebote vor allem an der Schule.  

Für uns als Elternschaft ist die Schule nun einmal der Hauptangriffspunkt. Wo kommen 
wir an die Eltern heran, die dann wiederum für die Kinder verantwortlich sind? Das ist 
immer der Raum Schule. In diesem Bereich müssen wir versuchen, niederschwellige 
Angebote zu schaffen – das ist unsere feste Überzeugung –, um Eltern dazu zu befä-
higen und eben auch das Bewusstsein dafür zu schaffen oder den Wunsch zu wecken, 
Social Media und Ähnliches gemeinsam mit ihren Kindern sinnvoll zu nutzen.  

Im Moment mangelt es noch an Bewusstsein, dadurch auch an Motivation und sehr 
häufig immer noch an der Befähigung. Der Großraum Schule ist sicherlich der erste 
Angriffssektor, um dieses Problem anzugehen.  
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Dr. Tobias Schmid (Landesanstalt für Medien): Ich fange mit den positiven Effekten 
von sozialen Medien an. Das ist schnell gesagt: Ohne YouTube-Mathematiktutorials 
würde es für manchen knapp mit dem Abi. Diese Tutorials kann ich nur empfehlen.  

Dann ist gefragt worden, inwieweit die Ergebnisse der Expertenkommission und der 
hier vorliegenden Anträge übereinander zu bringen sind. Das geht ganz gut. Sowohl 
die Anträge – wenn ich mir den Kommentar erlauben darf – als auch die Ergebnisse 
dieser Expertenkommission finde ich dem Grunde nach ziemlich gut. Das geht in eine 
sehr vernünftige Richtung und ist eine sehr sachliche Herangehensweise an das 
Thema. Es wird auf die Verantwortung der Plattformen und darauf hingewiesen, dass 
begleitend auch Medienkompetenz relevant ist. 

Zum Beispiel freue ich mich darüber, dass der sogenannte Peer-to-Peer-Ansatz deut-
lich herausgestellt wird. Wie Sie sicherlich wissen, sind wir in Nordrhein-Westfalen mit 
den Medienscouts NRW dabei bereits sehr weit vorne. Auch ein Anpassungsbedarf 
beim Digital Services Act wird adressiert. Insofern sieht das gut aus.  

Es kam auch die interessante Frage, was in Australien schiefgegangen ist. Ich habe 
mich bereits vor einigen Monaten mit der australischen Kollegin getroffen und würde 
es so sehen: Australien hat es geschafft, eine Diskussion loszutreten. Australien ist ein 
Markt mit etwas mehr als 30 Millionen Einwohnern. Meine Kollegin sagte, bis zu die-
sem Vorstoß habe sich keine Plattform für das Land interessiert. Seit diesem Vorstoß 
kommt YouTube jede Woche zu Besuch. Für die Europäische Union, einen Markt mit über 
400 Millionen Einwohnern, könnte dies dafür sprechen, noch selbstbewusster aufzutreten, 
wenn es selbst Australien geschafft hat. Davon kann man meines Erachtens lernen.  

Australien ist außerdem Australien, und dort finden sie es nicht so schlimm, wenn das 
Gesetz im ersten Wurf noch nicht perfekt ist, sondern sagen: Schauen wir uns eben 
an, was passiert, und evaluieren es in einem Jahr. Das ist bei solchen Regelungen 
nicht vollkommen abseitig.  

Damit kommen wir zu der dritten Frage. Ich würde mehrere Fragen bündeln, weil diese 
in eine ähnliche Richtung wie die von Frau Stullich formulierte Frage gehen, wo genau 
man gesetzgeberisch etwas anpassen könnte oder müsste. Das passt zu der weiteren 
Frage, welches der Konzepte der Expertenkommission am sinnvollsten erscheint.  

Nach allem, was wir bisher verstanden haben, scheint es mir relativ sinnvoll zu sein, 
klar zu adressieren, dass eine Kernverantwortung bei den Plattformen liegt. Wenn das 
so ist und außerdem alle Missstände, die wir hier besprochen haben, längst im Digital 
Services Act beschrieben sind, dann ist es ziemlich offensichtlich, wo die Lücke ist: 
Der Digital Services Act hat keine Mechanik des Vollzugs. Das ist ein furchtbar kom-
pliziertes System, und die Europäische Kommission ist so, wie die Europäische Kom-
mission ist. Es wäre also naheliegend, den Vollzugsteil im DSA anzupassen. Das 
kommt auch in dem Papier der Expertenkommission zur Sprache.  

Wie passt man diesen an? Ich habe eine Erstsympathie für die dienstespezifische Ge-
staltung. Wenn die Plattformen verantwortlich sind, sollten wir es auch über diese de-
finieren und zu einer Regelung kommen, bei der die Plattformen daraufhin evaluiert 
werden, ob sie die Standards des DSA oder welchen Gesetzes auch immer einhalten. 
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Wenn sie diese einhalten, bleiben sie für Kinder und Jugendliche in einem größeren 
Maße offen, als wenn sie das nicht tun.  

Dies hat erstens den Vorteil, dass weite Teile, wenn sie sich adäquat verhalten, für 
Kinder und Jugendliche zugänglich bleiben. Sie werden also nicht unnütz bestraft. 
Zweitens – das möchte ich betonen – führt das dazu, dass die Industrie in ein Hand-
lungsdilemma kommt. Wenn nämlich die Plattform 1 die Standards erfüllt und sich da-
mit den gesamten Markt offen hält, dann wird die Plattform 2 sich überlegen, ob es 
nicht vielleicht eine kluge Idee ist, es auch so zu machen. Bisher verbarrikadieren sie 
sich jeweils hinter der Untätigkeit der anderen.  

Dies kann man ganz gut lösen, indem man ein solches Dilemma erzeugt. Einzig in 
dem Punkt, dass das für die Aufsicht schwerer umzusetzen ist, würde ich Ihnen sanft 
widersprechen, Frau Schön. Das hängt sehr davon ab, mit welcher Aufsicht Sie spre-
chen. Wir würden das wohl hinkriegen.  

(Heiterkeit) 

Das ist im Moment unsere Einschätzung. Der Hauptanknüpfungspunkt ist der DSA. Es 
schadet auch nichts, national oder föderal tätig zu werden. Wenn man es dort macht, 
dann würde ich die bestehenden Regelungen nutzen, die schon gar nicht so schlecht 
sind, und diesen Automatismus einbauen. Vielleicht würde ich noch eine Zeitschiene 
hinzufügen, zum Beispiel sagen: Die Plattformen bekommen noch sechs Monate Zeit. 
Diejenigen, die sich dann nicht daran halten, werden sanktioniert, und gerade nicht die 
Kinder und Jugendlichen.  

Prof. Dr. Tobias Gostomzyk (TU Dortmund [per Video zugeschaltet]): Die erste 
Frage lautete: Wer ist zuständig? Sind es die Medien, die Länder, ist es der Bund oder 
die EU? Das ergibt sich im Einzelnen aus den diesen Akteuren zustehenden Kompe-
tenzen und ihre Leistungsfähigkeit. Auf Länderebene sind vor allen Dingen die Fragen 
der Bildung, also der Schulen, Hochschulen und Medienkompetenz, die auch mit hin-
einspielen, angesiedelt. Nicht gering zu achten ist auch die kommunikative Institutio-
nalisierung von Standards, also das, was wir hier – so verstehe ich es jedenfalls – mit 
vollziehen.  

Auf der Bundesebene gibt es den Jugendschutz und bei illegalen Inhalten teilweise 
Regulierungen, in besonderen Fällen im Strafgesetzbuch. Die europäische Ebene ha-
ben wir schon detailliert besprochen, auch die damit verbundenen Herausforderungen.  

Es besteht das Risiko – das ist meines Erachtens zutreffend adressiert worden –, dass 
ein Problem jetzt von der Länderebene über die Bundesebene auf die EU-Ebene ver-
schoben wird, mit einem ungewissen Ausgang. Einige Länder innerhalb der EU sind 
zu eigenen Regelungen gekommen oder planen welche, wahrscheinlich in Kollision 
mit dem Europarecht. Das spricht dafür, dass weiter Druck aufgebaut werden soll, der 
aber auch nur dann wirksam wird, – der DSA böte in der Grundkonstellation eine gute 
Handlungsmöglichkeit; darin würde ich Herrn Dr. Schmid zustimmen –, wenn die Re-
gelungen entsprechend konkret wären.  
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Dies ist zum jetzigen Zeitpunkt beispielsweise beim Artikel 28 aus meiner Sicht nicht 
der Fall. Dieser fordert zwar Maßnahmen ein, belässt aber eine große Offenheit. Man 
braucht die Evidenz, die, auch regelmäßige, Überprüfbarkeit der Maßnahmen und an-
schließend eine konsequente Möglichkeit der Rechtsdurchsetzung. Es ist mehrfach 
deutlich moniert worden, dass zwar Verfahren angestoßen, aber relativ wenige davon 
auch zum Abschluss gebracht wurden.  

Ich wurde als Nächstes nach den beiden Modellen gefragt. Ich habe nicht verstanden, 
ob damit die Modelle aus den Anträgen oder diejenigen gemeint waren, die von der 
Expertenkommission auf Bundesebene adressiert wurden, wie Frau Schön das disku-
tiert hat. Zu den Vorschlägen auf Bundesebene. Da gibt es auf der einen Seite die 
klaren Regelungen mit Bezugnahme auf Altersangaben und auf der anderen Seite 
eine, die sich sehr spezifisch versteht, mit Möglichkeiten, im Detail auf einzelne Kons-
tellationen einzugehen.  

Angesichts der schwierigen Evidenz kann man argumentieren, dass es Studien zu al-
len möglichen Risiken des Social-Media-Gebrauchs gibt, auch für Kinder und Jugend-
liche, diese jedoch zwar häufig zu Tendenzen, aber selten zu sehr eindeutigen Aussa-
gen kommen. Wenn man eine Anpassung vollziehen würde, die sehr spezifisch wird, 
hätte man wahrscheinlich große Herausforderungen in dem Ausgestaltungsprozess. 

Diesbezüglich sind die Altersregelungen, die gesetzt worden sind, plakativer, aber auch 
dort gibt es verschiedene Entwicklungsstände, Mediengebräuche und Wirkungsweisen 
von Social Media. Das kann man inzwischen auf der Grundlage von kommunikations-
wissenschaftlichen Studien relativ verlässlich sagen. 

Meine Sympathie gilt jedenfalls den zum Teil gebildeten Altersbereichen, wie das in den 
Anträgen teilweise auch der Fall ist. Bei einem Altersbereich von 14 bis 16 Jahren zum 
Beispiel muss man nicht ganz spezifisch sein, dass diese Risiken einen, sobald man 13 
geworden ist, nicht mehr treffen.  

Die letzte Frage lautete: Was ist, wenn das Ganze auf europäischer Ebene nicht gelingt? 
Dann bleibt vielleicht als Letztes noch die Möglichkeit, es erst einmal weiterhin auf euro-
päischer Ebene zu versuchen. Darüber hinaus gibt es auch Ansätze, bei denen Regulie-
rungsmomente gewählt werden, die nicht unmittelbar bei den Plattformen ansetzen.  

Ich halte es jedoch für sehr plausibel, bei den Plattformen anzusetzen, weil viele der 
Risiken damit verbunden sind und am besten auch dort adressiert und behoben werden 
sollten, und nicht viele Expert*innenkommissionen beschäftigen, mit den entsprechen-
den Folgekosten, die sehr viele Vorschläge erarbeiten. Ich begrüße den Bericht und 
halte ihn für hervorragend. Es besteht jedoch die Notwendigkeit, die vielen Handlungs-
empfehlungen jetzt auch umzusetzen, was die Herausforderung mit sich bringt, das 
Ganze entsprechend zu orchestrieren.  

Wenn es aber dort nicht gelingt, gibt es andere Lösungen, wie zum Beispiel in Griechen-
land. Dort hat man auf Tablets Apps installiert, die eine Altersverifikation vornehmen, 
sodass man bestimmte andere Apps nicht installieren kann. Da gibt es auch noch viel 
Kreativität und sicherlich andere Momente. 
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Stellv. Vorsitzende Eileen Woestmann (GRÜNE): Damit haben wir die erste Frage-
runde abgeschlossen und kommen zur zweiten. Ich gebe einmal den Hinweis an 
meine Kolleginnen und Kollegen, dass wir uns jetzt ranhalten müssen, wenn wir am 
Ende der Sitzung um 17.30 Uhr festhalten wollen. Ich würde deswegen vorschlagen, 
dass wir die Antwortzeit für die Sachverständigen auf jeweils maximal drei Minuten 
reduzieren. Vielleicht könnten Sie schon bei der Fragestellung berücksichtigen, dass 
die Antwortzeit etwas kürzer ausfällt.  

Rodion Bakum (SPD): Die erste Frage betrifft wieder die Altersverifikation, die Frau 
Dr. von Gross angesprochen hat, geht jedoch an Herrn Dr. Schmid und Herrn Profes-
sor Kostomzyk. In diesem Punkt unterscheiden sich nämlich unsere Anträge hier im 
Landtag ein Stück weit. Es geht um die Frage, ob die Plattformen die Verantwortung 
für die Altersverifikation haben oder dies wie in unserem Vorschlag mit dem EUDI-
Wallet erfolgen soll. Wie kann man das aus Ihrer Sicht organisieren? 

Die zweite Frage richtet sich an die AJS, die GMK und Frau Schön. Es geht um das 
Opt-in-Modell. Wir unterscheiden uns in den Anträgen auch in der Frage, wie die 
Grundeinstellungen von sozialen Medien künftig sein sollten. Unser Ansatz wäre es, 
die algorithmischen Empfehlungssysteme eben nicht standardmäßig zu aktivieren. Für 
wie sinnvoll halten Sie dieses Opt-in-Modell? Welche Vorteile würde es bringen? 

Die dritte Frage geht an Frau Schön, die AJS, den Landesjugendring, den Kinder-
schutzbund und die GMK. Das Handyverbot hat sich als Thema sozusagen noch er-
geben. Auch dieses stellt eine Handlungsempfehlung auf Bundesebene dar. Wir ha-
ben es im Landtag vor einem Jahr debattiert. Ich verrate Ihnen nicht, wie es ausge-
gangen ist, und freue mich über Ihre Meinung dazu.  

Andrea Stullich (CDU): Vielen Dank an die Experten bis hierhin. Frau Dr. von Gross, 
Sie betonen die Beteiligung von Kindern und Jugendlichen an allen Maßnahmen. Wie 
könnte denn eine solche Beteiligung aussehen, damit sie über symbolische Anhörun-
gen und ähnliche Formate hinausgeht?  

Könnte man zum Beispiel den #DigitalCheckNRW, den Sie mit der bzw. für die Staats-
kanzlei entwickelt haben, entsprechend weiterentwickeln? Es gibt ihn schon in sechs 
Sprachen. Wäre es denkbar, einen eigenen Bereich auf der inzwischen sehr verbrei-
teten Plattform einzurichten, der sich an Kinder und Jugendliche richtet? Ich bin keine 
Pädagogin, könnte mir aber vorstellen, dass sich dieses Prinzip des #DigitalCheck-
NRW, die eigenen Fähigkeiten eher spielerisch zu testen, ganz gut übertragen ließe.  

Meine zweite Frage richtet sich an den Landesverband der Volkshochschulen und an 
die LFM. Es ist wohl völlig unstrittig, dass lebenslange Medienbildung für alle notwen-
dig ist. Wie können aber unter anderem Ihre Angebote Eltern und Großeltern besser 
erreichen? Es ist heute mehrfach darauf hingewiesen worden, dass in den Handlungs-
empfehlungen der Expertenkommission mehr Unterstützung für Eltern gefordert wird. 
Mehr Unterstützung setzt jedoch voraus, dass die Erwachsenen die eigenen Defizite 
in ihrer persönlichen Medienkompetenz erkannt haben und etwas dagegen tun wollen. 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 27 - APr 18/1258 

Ausschuss für Kultur und Medien (65.) 25.06.2026 
Ausschuss für Familie, Kinder und Jugend (73.) 
Gemeinsame Sitzung (öffentlich) vk 
 
 
Wie können wir Erwachsene konkret motivieren, ihre Medienkompetenz kritisch zu hin-
terfragen, damit sie Ihre Angebote überhaupt wahrnehmen?  

Herr Dr. Schmid, Sie haben klare Sanktionen gegen die Plattformen gefordert, wenn 
sie sich nicht an den deutschen Jugendschutz oder generell an unsere Gesetze halten. 
Wie können diese Sanktionen konkret aussehen, damit sie auch wirklich greifen? Reden 
wir von empfindlichen Geldbußen, vom Marktausschluss oder von irgendetwas dazwi-
schen, wenn Plattformen sich systematisch weigern, sich an geltendes Recht zu halten?  

Thomas Nückel (FDP): Ich reduziere die Fragen, dann haben die Experten ein biss-
chen mehr Zeit, zumal diese vorhin nicht mehr für die Beantwortung meiner Frage zur 
Medienbildung reichte. Die Stichworte lauteten „ein verpflichtendes Konzept ab der 
Klasse eins“ und „multiprofessionelle Teams“. Wie würde man diese Teams zusam-
mensetzen? Beißt sich das nicht mit dem Vorschlag der Kommission – das wäre die 
zweite Frage –, dass die private Nutzung von Endgeräten bis zur siebten Jahrgangs-
stufe untersagt werden soll? Wie schätzen Sie das ein? Die Frage richtet sich an Frau 
Dr. von Gross, die meine Frage vorhin nicht mehr beantworten konnte.  

Norika Creuzmann (GRÜNE): Ich hätte eine Frage an die GMK, die Landesanstalt für 
Medien und die AJS, die gut an die anderen Fragen anschließt, und zwar zu der Me-
dienkompetenzvermittlung und zu der Medienbildung. Was muss in den Baukasten 
hinein, welche Standards brauchen wir für eine gute Medienkompetenzvermittlung?  

Meine zweite Frage geht an die Landesanstalt für Medien und an die GMK. Welche 
konkreten Schutzpflichten gegenüber Kindern und Jugendlichen könnten oder sollten 
wir bei den Plattformen beim Einsatz von KI, wie Empfehlungsalgorithmen, Chatbots 
oder Deepfake-Tools einführen? Was müssen die erfüllen? Wie können wir darauf hin-
wirken, dass sie dann auch eingehalten oder kontrolliert werden?  

Meine letzte Frage könnte vielleicht die Landesanstalt für Medien beantworten. Gibt 
es eine belastbare Evidenz dafür, dass starre Altersgrenzen den Schutz verbessern?  

Stellv. Vorsitzende Eileen Woestmann (GRÜNE): Ich schlage vor, dass alle, denen 
ein oder zwei Fragen gestellt wurden, drei Minuten und die, denen mehr als drei Fra-
gen gestellt wurden, fünf Minuten bekommen. Dann müssten wir eigentlich um halb 
sechs fertig sein, wenn dann keine Fragen mehr offen sind.  

Prof. Dr. Tobias Gostomzyk (TU Dortmund [per Video zugeschaltet]): Zu der EU 
Digital Identity Wallet und der Frage der Umsetzbarkeit. Hier werden zwei Modelle dis-
kutiert. Bei einem richten die Plattformen es ein und vollziehen die Überprüfbarkeit. 
Bei dem zweiten Modell übernehmen externe Anbieter es, die entsprechend zertifiziert 
werden und gewissermaßen vorgelagert sind.  

Die Kritikpunkte, die derzeit trotz der Euphorie auf europäischer Ebene geäußert wer-
den, sind erheblich, weil man für die Registrierung prinzipiell erst einmal die Daten von 
allen Nutzenden erheben müsste. Das würde zu einem großen Datenaufwuchs führen. 
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Man bräuchte Daten, die die Identifizierbarkeit ermöglichen. Es sind biometrische Ver-
fahren im Gespräch. Neben der Option, diese aus den Ausweisdokumenten zu über-
mitteln, sind noch weitere denkbar.  

Damit sind auch erhebliche Sicherheitsrisiken verbunden, etwa wenn diese Daten in 
Umlauf geraten. Ein Kritikpunkt lautet, dass wir damit eine noch bessere Verknüpfbar-
keit von ohnehin schon vorhandenen Daten mit neuen Daten ermöglichen. Die Diskus-
sion wäre damit sicherlich nicht beendet, sondern würde an einer anderen Stelle neu 
beginnen. 

Dr. Tobias Schmid (Landesanstalt für Medien): Ich räume noch die Frage ab, die 
ich vorhin vergessen habe, nämlich was passiert, wenn das in der EU nicht umgesetzt 
wird. Das wird schon passieren, wenn die Bundesrepublik sich gemeinsam mit ein paar 
anderen Staaten, in denen die gleiche Diskussion geführt wird – das ist in fast jedem 
Mitgliedstaat im Moment identisch –, an die Europäische Kommission wendet. Die 
Kommission wird sich dann wahrscheinlich an die Grundidee erinnern, die einmal lau-
tete, dass die Mitgliedstaaten und nicht die Verwaltung in Brüssel die Richtung vorge-
ben. Ich wäre an Ihrer Stelle selbstbewusst.  

Die Frage, welcher der bessere Mechanismus bei diesen Altersverifikationssystemen 
ist, lässt sich pauschal nicht so einfach beantworten. Ich kann beiden Vorschlägen 
etwas abgewinnen, weise allerdings darauf hin, dass es schon unzählige Altersverifika-
tionssysteme gibt. Allein die Kommission für Jugendmedienschutz, die KJM, hat über 
100 zertifiziert, die zugelassen sind und die Kriterien erfüllen würden, die der Gesetz-
geber vorgibt. Insofern ist die Diskussion etwas scheinaufgeblasen. Es ist nicht so, 
dass das Problem nicht schon lösbar wäre. 

Dazu gehören verstärkt Systeme, die eher eine Altersschätzung darstellen, bei denen 
man zum Beispiel durch das Kamerabild erkennen kann, ob jemand mit hoher Wahr-
scheinlichkeit über 18 ist oder nicht. Das hat den großen Vorteil, dass ich eben keine 
Personaldaten hinterlege.  

Ganz grundsätzlich möchte ich aber Folgendes sagen – es ist mir bei dem Punkt äußerst 
wichtig –: Das Problem mit dem Datenschutz, das immer dahinter hängt, ist ein sehr 
interessantes. Dieses Problem ist meiner Auffassung nach jedoch das Problem der 
Plattformen.  

Ich war einmal Lobbyist. Der einfachste Trick eines Lobbyisten ist es, eine Komplexitäts-
falle aufzubauen. Sie wollen Jugendschutz, also sage ich: Oh, das ist aber schwierig 
mit den Daten. – Dann sagen Sie: „Ach du lieber Himmel, der Datenschutz!“, biegen 
in die falsche Richtung ab und kommen nie wieder zurück. Deswegen würde ich sa-
gen: Wenn die Plattformen das Problem nicht lösen können, können Sie Ihr Geschäfts-
modell so nicht betreiben. Ich bin ganz zuversichtlich, dass Ihnen dann etwas einfiele.  

Zum Thema „Medienkompetenz“ muss uns jedoch etwas einfallen. Das ist angespro-
chen worden, und es ist vollkommen richtig, das zu fordern und festzustellen, dass wir 
hier noch keine perfekte Lösung haben. Den einfachsten Zugang in einer Gesellschaft 
stellt der Bereich von Kindern und Jugendlichen dar. Warum? Sie gehen zur Schule 
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und über diese erreiche ich alle Bildungsschichten und Alterskohorten in allen Gegen-
den, also in urbanen und ländlichen Räumen. Deswegen ist der einfachste Zugang für 
Medienkompetenz- bzw. Medienorientierung der Bereich der Schüler. Je disaggregier-
ter eine Gesellschaft ist, desto schwerer wird es danach. Das geht nicht nur uns so.  

Wir haben gute Erfahrungen damit gemacht, Vermittlungsformen zu digitalisieren. Ich 
gebe ein klassisches Beispiel: Im vergangenen Jahr haben wir mit 600 analogen El-
ternabenden 15.000 Eltern, mit nur zwölf digitalen Elternabenden jedoch in etwa die 
gleiche Anzahl von Menschen erreicht, weil an dem digitalen Format jeweils bis zu 
4.000 oder 5.000 Menschen teilnehmen. Das zu bewerben und voranzubringen, kann 
eben dazu führen, dass man vor allen Dingen den Bereich der Eltern bzw. der sonsti-
gen sich um die Kinder Bewegenden besser erreichen kann.  

Welche sind die richtigen Sanktionen? Geld kann schon wehtun. Man muss allerdings 
sehen, dass es um Unternehmen geht, bei denen das, was wir hier üblicherweise an 
Ordnungsgeldern verhängen, noch nicht einmal unter den Begriff „Rundungsgröße“ 
fällt. Man müsste wahrscheinlich mindestens in der Größenordnung des DSA eingreifen.  

Zurück zu den Vorschlägen der Kommission bzw. zu dem, was der DSA skizziert und was 
wir hier besprechen. Diese Zugangseinschränkung für Kinder und Jugendliche ist als 
Strafe für die Plattformen zu begreifen. Wenn Sie sagen: „Pass mal auf, liebe Plattform, 
wenn du dich nicht daran hältst, dann wirst du im Zugang gesperrt. Der deines Konkur-
renten bleibt offen, weil er sich an die Regeln hält“, dann ist das die effektivste Strafe. 
Kein Geld zu verdienen, ist nämlich schon doof, noch blöder ist es jedoch, wenn es der 
Konkurrent verdient. Das kann ich aus meiner kurzen Zeit in der Industrie berichten.  

Dann komme ich zu der folgenden, auch hochinteressanten Frage: Was sind die rich-
tigen Schutzmechanismen nicht nur, aber vor allen Dingen für Kinder und Jugendliche 
im Bereich „Künstliche Intelligenz“? Die wichtigste Regel wäre sicherlich im Bereich 
„Transparenz“ angesiedelt. Künstliche Intelligenz muss verpflichtend als solche er-
kenntlich gemacht werden.  

Ansonsten gilt dasselbe wie in allen anderen Bereichen auch. KI ist am Ende auch nur 
ein Werkzeug. Wenn KI ein Produkt herstellt, das die Menschenwürde verletzt, die 
Jugend gefährdet oder den Nutzer in die Irre führt, dann ist dies zu sanktionieren. Ich 
kann die KI jeweils jemandem zuordnen. Die ist nicht vom Himmel gefallen, sondern 
irgendjemand hat sie eingesetzt und ist für ihre Verwendung verantwortlich.  

Gibt es eine Evidenz für starre Altersgrenzen? Meiner Kenntnis nach gibt es diese 
nicht. Deswegen wäre es meines Erachtens zwar komplizierter, aber fairer, Sanktionen 
an dem Gefährdungsgrad der Plattformen und nicht am biologischen Alter von Kindern 
auszurichten. Ich halte das auch für logischer. Das andere ist einfacher, aber so wahn-
sinnig kompliziert ist die Überprüfung von Plattformen auch nicht. Wir reden schließlich 
nicht über Tausende von Plattformen, sondern über verhältnismäßig wenige, die man 
sich anschauen muss. Das würde man schon hinbekommen.  

Ein letzter Satz dazu. Auch das ist für die Diskussion vielleicht noch interessant. Wir 
sprechen immer über das Modell in Australien. Das ist etwas holzschnittartig, und dort 
funktioniert es mit der klaren Grenze auch nicht so wahnsinnig gut. Kanada hat ver-
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gangene Woche, wie ich meine, ein Gesetz ähnlicher Art auf den Weg gebracht. Das 
kanadische Modell ist dem zweiten Vorschlag der Expertenkommission relativ ähnlich 
und setzt auch an der Logik an, dass die Plattformen Regeln einhalten müssen. Tut 
eine Plattform dies nicht, dann wird sie sanktioniert. Vielleicht ergibt es Sinn, sich diese 
kanadischen Regeln anzuschauen.  

Dr. Friederike von Gross (Gesellschaft für Medienpädagogik und Kommunikati-
onskultur): Kurz vorweg: Ich wollte nicht den Eindruck erwecken, dass wir die EUDI-
Wallet schlechter finden als die Variante, dass die Plattformen die Altersverifikation 
übernehmen. Das wollen wir gar nicht. Wir wollen Unternehmen wie Meta unsere Da-
ten nicht zuspielen, sondern bevorzugen dann eine EU-datenkonforme Plattform. Dort 
sind jedoch noch Lücken. Ich wollte nicht missverstanden werden.  

Das Opt-in-Modell, also die standardmäßige Einstellung, dass es eben nicht erlaubt 
ist, halten wir für sehr gut, ob nun ab 16 oder ab welchem Alter auch immer. Das 
würden wir unterstützen. Wie wir schon oft gesagt haben, brauchen auch erwachsene 
Nutzende diese Schutzeinstellung. Auch wir wollen nicht, dass all die Mechanismen 
standardmäßig für uns eingestellt werden. 

Zum Handyverbot in Schulen. Diese Handlungsempfehlung hat uns etwas verwundert. 
Wir sind – dazu haben wir auch Positionspapiere geschrieben – nicht dafür, dass die 
private Nutzung von Handys in Schulen bis zur siebten Klasse pauschal verboten wird. 
Unser Ansatz sieht vielmehr vor, dass Schulen, so wie das auch das Ministerium hier 
in NRW in seinen Empfehlungen kommuniziert hat, unter Einbindung aller Parteien oder 
an der Schule beteiligten Akteur*innen – dazu gehören auch Kinder und Jugendliche – 
ein eigenes Konzept überlegen sollen.  

Wir wollen natürlich nicht, dass die Jugendlichen während des Unterrichts am Handy 
hängen, sondern dass durch die Beteiligung aller Akteur*innen in der Schule ein grö-
ßerer Konsens entsteht und eigene Handyregeln vielleicht mit Ausnahmen unter an-
derem für vulnerable Gruppen entwickelt werden. 

Die CDU hatte nach der Beteiligung von Kindern und Jugendlichen gefragt und das Bei-
spiel des #DigitalCheckNRW genannt. Wir würden uns sehr freuen, wenn wir über eine 
Weiterentwicklung ins Gespräch kommen können. Dazu passt die Handlungsempfehlung 
56. Bei diesem Sofortprogramm geht es auch um die Weiterentwicklung von bestehen-
den Programmen. Wir können uns sehr gut vorstellen, den #DigitalCheckNRW auf eine 
spielerische Art und Weise für Kinder und Jugendliche und für Eltern zu erweitern.  

Im Moment gehören alle ab Beendigung der Schulpflicht zu unserer Zielgruppe. Wir 
haben viel über Elternbildung gesprochen. Das wäre ein sehr gutes, etabliertes Instru-
ment, um stärker auf die Elternbildung einzugehen. Wir wären für Gespräche darüber, 
das weiterzuentwickeln, sehr offen.  

Es wurde auch gefragt, wie es mit der ersten Klasse und den multiprofessionellen Teams 
aussieht. Wir sprechen uns schon für Verankerung der Medienbildung ab der frühkind-
lichen Bildung aus, verpflichtend allerdings ab der ersten Klasse in der Grundschule. 
Dazu gehört eine bessere und verpflichtende Ausbildung im Bereich Medienkompetenz 
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für Lehrer*innen im Referendariat und in der Weiterbildung, damit sie das in der Schule 
umsetzen können.  

Sie brauchen dabei aber Unterstützung, weil sie so viele Aufgaben haben. Deswegen 
ist es gut, dieses Konzept des Schulsozialarbeiters als medienpädagogische Fachper-
son zusätzlich zum Schulsozialarbeiter an die Schule zu holen, sodass es mindestens 
eine Fachkraft an den Schulen gibt, die medienpädagogische Fragen beantworten 
kann und Ansprechpartner*in für Kinder und Jugendliche ist, auch in Kombination mit 
den Peer-Projekten, die schon genannt wurden, zum Beispiel dem Programm „Medi-
enscouts NRW“. Das muss ein umfassendes Programm sein.  

Das beißt sich jedoch mit dem Handyverbot. In der Grundschule können wir meines 
Erachtens ein bisschen strenger sein und sagen, dass private Handynutzung in Schu-
len nichts zu suchen hat. Es ist aber immer schwierig, wenn man medienpädagogische 
Projekte mit Geräten umsetzen will und die Schulen schlecht ausgestattet sind. Dann 
sind manche Schulen nämlich darauf angewiesen, technische Geräte von Kindern und 
Jugendlichen zu nutzen. Deswegen brauchen wir eine bessere Ausstattung.  

Zu den Standards für die Medienkompetenzentwicklung. Es geht für uns um eine um-
fassende Medienkompetenzförderung, die kreative, kritische, ethische, technische, 
politische und kulturelle Aspekte einbringen muss. Wir sprechen uns gegen reine Ar-
beitsblätter aus, die ausgefüllt werden. In der medienpädagogischen Arbeit, wie sie 
gerade die außerschulische Medienbildung durchführt, bauen wir eine Beziehungs-
ebene mit Kindern und Jugendlichen auf. Da passiert etwas in der Haltung, das macht 
etwas mit dem Selbstbestimmungsgefühl, da geschieht also viel. Deswegen sind Bil-
dungspartnerschaften zwischen Schule und außerschulischer Bildung und auch die 
Stärke der außerschulischen Bildung wichtig. 

Es ist wichtig, dass die entsprechende Ausbildung aller pädagogischen Fachkräfte in 
den verschiedenen Ausbildungsphasen verbindlich implementiert ist, weil es nicht mehr 
in die heutige Zeit passt, als pädagogische Fachkraft zu arbeiten, ohne dezidiert Ahnung 
von Medienkompetenzförderung zu haben. Es muss entlang der gesamten Bildungs-
kette implementiert und immer vom Kind oder vom Jugendlichen aus gedacht werden.  

Wir müssen für Kinder und Jugendliche als Ansprechpartner*innen und Vertrauensper-
sonen zur Verfügung stehen. Gerade in Zeiten der Verbote ist es wichtig, dass Pädagog* 
innen als Ansprechpartner*innen bereitstehen und es einen vertrauensvollen Kontakt 
gibt, damit Kinder in einem Altersspektrum, in dem es verboten ist, sich trotzdem an 
uns wenden, wenn ihnen schreckliche Dinge passieren. Wir brauchen pädagogische 
und medienpädagogische Kompetenzen auf beiden Seiten.  

Celia Sokolowsky (Landesverband der Volkshochschulen von NRW): Ich habe 
mir die Frage notiert, wie wir Eltern und Großeltern als Zielgruppe erreichen. Ich for-
muliere das um – das lege ich Ihnen jedoch nicht in den Mund, Frau Stullich –, weil es 
ein bisschen in folgende Richtung geht: Wie beglücken wir Menschen mit Bildung, die 
wir nicht dazu zwingen können, und die nicht auf jeden Fall Medienbildung etwa in der 
Schule erhalten und vielleicht auch erdulden müssen? 
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Ein pädagogischer Grundsatz lautet, dass wir sowieso am allerbesten lernen und 
Dinge aufnehmen, wenn es irgendwie unser Interesse oder einen Bedarf trifft und viel-
leicht sogar noch Spaß macht. Das wären die Voraussetzungen dafür, Jugendliche 
und Kinder mit Medienbildungsangeboten gut zu erreichen, und das Gleiche gilt für 
Menschen jeden Alters, also auch für die Generation der Eltern und der Großeltern. 
Das gelingt meines Erachtens auch. 

Herr Dr. Schmid hat schon auf die Elternabende hingewiesen, die ich übrigens auch 
als Mutter erlebt habe. Ich habe gesehen, wie groß das Interesse von Eltern an einem 
Elternabend zum Beispiel der LFM ist. Ich behaupte, es gibt gerade bei Eltern und 
Großeltern ein sehr großes und ausgeprägtes Interesse an Social Media und an Er-
ziehungsfragen, die mit Medienbildung von Kindern zusammenhängen und insgesamt 
an Bildungsthemen rund um die Themen „Digitalisierung“ und „Künstliche Intelligenz“, 
also zu dem gesamten Spektrum.  

Wir erreichen mit Medienbildung sehr viele Menschen. Ich halte es für gut, wenn wir 
zunächst an alle diejenigen herankommen, die dafür ansprechbar sind. Werden wir mit 
Bildungsangeboten für Erwachsene wirklich alle erreichen? Nein. Grundsätzlich ist es 
jedoch schon unser Anspruch, Bildung, auch Medienbildung, für alle zu machen. 

Ich bin also dafür, dass wir weiterhin gute Angebote zu einer großen Palette von The-
men schaffen und jederzeit verschiedene innovative Formate ausprobieren können. 
Dies ist in NRW schon der Fall, es ist aber sicherlich noch ausbaufähig. Für die Wei-
terbildung gibt es in NRW einen sehr lobenswerten Innovationsfonds, mithilfe dessen 
neue Formate ausprobiert werden können. Dieser Topf ist allerdings begrenzt und wird 
jedes Jahr überzeichnet. Wenn man mehr haben will, dann muss man vielleicht auch 
noch mehr dort hineinpacken. Es gibt noch weitere Ideen dafür, wie Bildungsformate 
weiterentwickelt werden können, um mehr Menschen zu erreichen. Ich würde der Lan-
desregierung empfehlen, die vorhandenen guten Ansätze weiterzuverfolgen. 

Nadine Schön (Kommission "Kinder- und Jugendschutz in der digitalen Welt" 
[per Video zugeschaltet]): Zu den algorithmischen Empfehlungen und dazu, ob diese 
aktiviert oder deaktiviert sein sollen. Wir empfehlen, dass diese in den Jugendversio-
nen deaktiviert sind. Da die meisten Menschen eher im Jugendalter auf die Plattformen 
gehen, bringt das eine Art von Automatismus mit sich, dass sie diese Einstellungen 
dann aktivieren können, wenn sie erwachsen sind. Wir erstellen jedoch Empfehlungen 
für Kinder und Jugendliche, haben uns darauf fokussiert und würden das für diese 
Gruppe deaktivieren.  

Zu der Handynutzung an Schulen. Ich bin sehr dankbar, dass ich darauf eingehen kann. 
Vorab will ich sagen, dass wir einen langen Forderungskatalog von über 100 Seiten und 
für jede einzelne Forderung noch einmal eine Langfassung bereitstellen, in der wir 
detaillierter in die Tiefe gehen und mehr zu den Umsetzungsmöglichkeiten, den Zeit-
horizonten, den konkreten Verantwortlichkeiten und den Kosten sagen. Darin wird 
auch die Handlungsempfehlung zur Handynutzung an Schulen und zu den Altersfest-
stellungsverfahren noch einmal sehr viel ausführlicher dargestellt.  
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Zu der Handynutzung an Schulen würden wir uns schon bundesweit einheitliche Re-
gelungen wünschen. Uns ist es nur wichtig, dass zwischen der privaten Nutzung von 
Handys und der Nutzung privater Handys unterschieden wird. Es sind noch nicht alle 
Schulen so ausgestattet, wie wir es uns wünschen. Wir haben nichts dagegen, dass 
private Handys für Unterrichtszwecke zum Einsatz kommen. Aber die Empfehlung 
geht klar dahin, die private Nutzung zu unterbinden und möglichst eine ordentliche 
schulseitige Ausstattung zu garantieren.  

Diese Differenzierung ist wichtig. Das steht auch in keinem Widerspruch zu den päda-
gogischen Projekten. Wir sind der Meinung, dass diese schon sehr, sehr früh beginnen 
sollen, und schlagen das KI-Seepferdchen in der Grundschule vor. 

Nur ein Satz zu den Elternprojekten, weil ich das eben nicht mehr beantworten konnte: 
Wir haben sehr viele Empfehlungen, die sich direkt an Eltern wenden und die sie un-
terstützenden Systeme sowie Peer-to-Peer-Projekte sehr stark machen. Es gibt schon 
wahnsinnig viele tolle Projekte. Es ist wichtig, diese zu skalieren und wirksame Pro-
jekte zu verstetigen. All das, was Sie vorher gesagt haben, zahlt sehr gut auf unsere 
Empfehlungen ein.  

Matthias Felling (Arbeitsgemeinschaft Kinder und Jugendschutz Landesstelle 
NRW): Frau Creuzmann, Sie haben gefragt, was alles in den Baukasten zur Medien-
kompetenzvermittlung gehört? Zum einen kann man inhaltlich schauen: In den Schu-
len in NRW wird im Moment der Medienkompetenzrahmen NRW umgesetzt. Dieser 
passt inhaltlich weiterhin gut. Es hapert jedoch oft an der Haltung der Fachkräfte. Da-
her unterstütze ich das, was Friederike von Gross gesagt hat. 

Ich erlebe in der Schule meiner Kinder, dass Lehrer sagen: Ach KI, das machen wir 
jetzt nicht, haben wir früher auch nicht gemacht. – Es hängt oft einfach an der Haltung 
dazu, sich Themen zuzuwenden. Inhaltlich gäbe es eigentlich genug, was passieren 
könnte. Deswegen halte ich es bei der Medienkompetenzvermittlung für wichtiger zu 
schauen, wie wir diese strukturell verankern. 

Gerade das Thema „Medienkompetenz“ hat viele Schnittstellen zu anderen Themen. 
Wie es die Expertenkommission benannt hat, sollte man zum Beispiel deutlicher sa-
gen, dass in § 14 SGB VIII Erzieherischer Kinder- und Jugendschutz auch Medien-
kompetenzvermittlung vorgesehen ist. Diese findet statt, Jugendämter vor Ort machen 
das sehr stark.  

Eine andere Empfehlung war die Stärkung lokaler Strukturen. Dies halte ich für einen 
Weg, Angebote vor Ort zu schaffen und zu schauen, wie ich mich vor Ort in Netzwer-
ken aufstellen muss. Das machen wir zum Beispiel im Projekt Elterntalk NRW. Das 
sage ich jetzt noch einmal, weil wir uns so freuen, dass wir auch von der Experten-
kommission benannt wurden.  

Das Projekt gibt es in NRW an 22 Standorten. Jeder Standort hat eine ganz individuelle 
Lösung dafür, mit welchen Trägern zusammengearbeitet wird. Im letzten Jahr haben 
über 1.000 Termine stattgefunden, über die Hälfte davon nicht auf Deutsch. Insgesamt 
wurden dort 22 Sprachen gesprochen. Das sind kleinere Austauschrunden von Eltern, 
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die sich im Peer-Ansatz untereinander austauschen. Wir würden uns freuen, in Zukunft 
verstetigt und größer zu werden.  

Bei mir ist auch noch eine Frage zu dem Thema „Opt in“ gelandet. Es ist leider äußerst 
kompliziert, Eltern zu vermitteln, wie Jugendschutz in Deutschland funktioniert. Inzwi-
schen gibt es ganz gute Webseiten, die einem erklären, wie man Handys sicher einstellt. 
Trotzdem sind diese Erklärungen noch sehr lang. Deswegen fordern Medienpädagogik 
und Jugendschutz seit Jahren, die Welt bei Social Media erst einmal klein zu machen 
und erst auf Entscheidung hin zu vergrößern. Das wäre absolut wünschenswert.  

Ich kann mir auch so etwas wie Konten für Jugendliche vorstellen. Dann könnten wir 
künftig das Phänomen haben, dass Erwachsene sich jünger machen, damit sie in das 
Jugendkonto reinrutschen. Denn manche Erwachsene wünschen sich vielleicht auch 
keine algorithmische Steuerung im Feed, weniger Kontakte und eine etwas ruhigere 
Umgebung. Wir könnte einen Trend in die andere Richtung haben.  

Dann habe ich bei mir noch das Handyverbot auf dem Zettel. Wir wollen eher kein 
generelles Handyverbot an Schulen. Das sollen die Schulen für sich regeln, weil die 
Umstände an den Schulen einfach sehr unterschiedlich sind. Für Grundschulen ergibt 
auch ein generelles Handyverbot Sinn. Die meisten Grundschulen haben es für sich 
ohnehin so geregelt, dass sie keine Handys und Smartwatches vor Ort haben.  

Wir halten es für die Klassen 5 und 6 für wichtig, nicht etwa die Handys mitzunehmen, 
sondern im Blick zu haben, was in den Klassenchats passiert. Kinder kriegen ab Klas-
se 5 ein Handy und sind dann im Klassenchat. Wenn es ein Handyverbot gibt, haben wir 
wieder das Gefühl, wir hätten kein Problem. Dabei müssen wir trotzdem darauf schauen.  

Ralf Steigels (Landesjugendring NRW): Ich habe ein Frage zum Handyverbot an 
Schulen notiert. Auch wir haben dafür keine generelle Lösung, und sind der Meinung, 
die Schulen sollten das Problem vor Ort lösen. Dabei ist es uns wichtig, dass Schulen 
das unter Zuhilfenahme von Methoden der Jugendbeteiligung mit den Schülern und 
Schülerinnen gemeinsam regeln sollten.  

Wir fordern schon seit Langem einen Aktionsplan Jugendbeteiligung. Leider herrscht 
diesbezüglich weiterhin Stillstand, und er wird immer noch nicht umgesetzt. Es könnte 
gerade dort verortet werden, dass Menschen lernen, wie man Kinder, Jugendliche und 
junge Erwachsene altersmäßig beteiligt und sie sich so einbringen, dass sie solche 
Fragen tatsächlich selbst lösen können.  

Ich habe noch eine Anmerkung zu Fragen, die nicht an uns gerichtet worden sind, aber 
die ich wichtig finde. Bei der Frage danach, wie Altersüberprüfungen durch Wallets 
und weitere Apps funktionieren, wird häufig vergessen, dass die meisten Plattformen 
sowieso schon wissen, wie alt ihre Nutzer sind. Spätestens, wenn ich mich eine Stunde 
auf Social-Media-Kanälen bewegt habe, wissen die Plattformen unter anderem ganz 
genau, wie alt ich bin und wer meine Freunde sind. Sie könnten dieses Wissen verant-
wortungsvoll nutzen, tun es im Moment jedoch nur, um ihre Gewinne zu maximieren.  
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Prof.’in Dr. Gabriele Flößer (Der Kinderschutzbund Landesverband NRW): Zu 
dem Handyverbot. Ich finde es witzig, dass die Frage zum Schluss noch einmal an alle 
gerichtet wurde, weil wir die Debatte, die wir für die Smartphone- und Social-Media-
Nutzung geführt haben, auch für die Frage nach den Handyverboten nutzen können. 
Wie meine Vorredner halte ich es tendenziell für eine Aufgabe der Schule, sich darüber 
zu verständigen. Für mich ist das Handy Teil der Schulkultur. Entweder hat es darin 
einen Platz, oder es hat keinen.  

Ich würde nach den Erfahrungen mit dieser Debatte ganz stark auf die Beteiligung der 
Kinder und Jugendlichen setzen. Diese haben dazu nämlich eine Position. In der vor-
letzten Woche habe ich eine Schule im Ruhrgebiet besucht, die den Schulpreis ge-
wonnen hat. Sie haben sehr gute Erfahrungen damit gemacht, dass die Kinder selbst 
experimentell ausprobiert haben, ob es sinnig oder unsinnig ist, sich das Handy auf 
dem Schulhof oder in der Pause wieder zu nehmen. Sie haben festgestellt, welche 
Qualität von Kommunikation das eine Modell und das andere Modell bieten, und haben 
sich dann deutlich entschieden. Ich halte das für super Erfahrungen in Richtung der 
Selbstwirksamkeit von Kindern und Jugendlichen, die man nur unterstützen kann.  

Es ist dann wichtig, auch die Eltern einzubeziehen. Die Kinder haben zumindest im 
Grundschulalter von sich noch keinen Zugang zum Handy. In der Regel wird ihnen das 
von Mama oder Papa als Kommunikationsmittel zum Beispiel für den Fall, dass der 
Schulweg unsicher ist oder die Zeiten nicht eingehalten werden, irgendwo hineinge-
stopft. Auch mit den Eltern müsste gearbeitet werden.  

Ich halte es daher für ein gesamtschulisches Projekt, das für ein Schulprofil wirksam 
und für die Eltern zum Qualitätskriterium werden könnte, wenn sie entscheiden, in wel-
cher Schule sie ihre Kinder anmelden. Warum eigentlich nicht?  

Stellv. Vorsitzende Eileen Woestmann (GRÜNE): Ganz vielen lieben Dank. Damit 
sind wir am Ende der zweiten Fragerunde angelangt. Gibt es noch Fragen, oder kom-
men wir zum Ende der Anhörung? – Ich sehe niemanden zucken.  

Ich danke den Sachverständigen im Namen der beiden Fachausschüsse noch einmal 
für ihre Ausführungen und ihre Einschätzungen. Das Protokoll der Anhörung wird nun 
erstellt und nach Fertigstellung im Internetangebot des Landtags abrufbar sein. Ich 
wünsche unseren Gästen sowie allen Kolleginnen und Kollegen und allen anderen hier 
im Saal eine gute Rückreise. Damit schließe ich die Sitzung.  

gez. Eileen Woestmann 
stellv. Vorsitzende 
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